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1. Erste Änderung der Gebührenordnung für Parkscheinautomaten im Gebiet der Stadt 
Emmerich am Rhein vom 16.12.2014 

Aufgrund des § 6 a Abs. 6 des Straßenverkehrsgesetzes vom 5. März 2003 (BGBl I S. 310, 
919) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. August 2013 (BGBl I S. 3313) und 
§ 1 der Verordnung des Landes Nordrhein-Westfalen vom 04.02.1981 zuletzt geändert durch 
Artikel 270 des Zweiten Befristungsgesetzes vom 05.04.2005 (GV NRW S. 274) und § 38 
Buchst. b des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden 
(Ordnungsbehördengesetz – OBG) vom 13. Mai 1980 (GV NW S 528) zuletzt geändert durch 
Artikel 9 des Gesetzes vom 8. Dezember 2009 (GV NW S. 765, 793) wird von der Stadt 
Emmerich am Rhein als örtlicher Ordnungsbehörde gemäß Beschlusses des Rates der Stadt 
Emmerich am Rhein vom 16.12.2014 für das Stadtgebiet Emmerich am Rhein  folgende 1. 
Änderung der Gebührenordnung für Parkscheinautomaten vom 14.12.2010 der Stadt 
Emmerich am Rhein beschlossen: 

Artikel I 

Der § 2 Abs. 1 letzte Zeile wird wie folgt gefasst 

(1) Die Parkgebühr für je 30 Minuten maximale Parkdauer 

für den Parkplatz Krankenhaus 0,40 € 8 Stunden 

Artikel II 

Der § 2 Abs. 1 dritte Zeile und § 2 Abs. 2 Satz 3 werden gestrichen.

   Artikel  III  

Die Änderung der Gebührenordnung tritt am 01.01.2015 in Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung
Die Erste Änderung der Gebührenordnung für Parkscheinautomaten im Gebiet der Stadt 
Emmerich am Rhein vom 16.12.2014  wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,

b) die Änderung der Gebührenordnung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 


gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Emmerich am Rhein vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

Emmerich am Rhein, den 16. Dezember 2014 

Johannes Diks 
Bürgermeister 
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2. 1. Änderungssatzung vom 16.12.2014 zur Satzung über Aufwandsentschädigung 
und Auslagenersatz für die ehrenamtlichen Angehörigen der freiwilligen Feuerwehr 
der Stadt Emmerich am Rhein 

Gemäß § 12 Absatz 6 des Gesetzes über den Feuerschutz und die Hilfeleistung (FSHG) vom 
10.02.1998 (GV NRW 1998, Seite 122) zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 
23.10.2012 (GV NRW Seite 474) und des § 7 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit § 41 Absatz 1 
Satz 2 Buchstabe f der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW 1998, Seite 666) zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 19.12.2013 (GV NRW, Seite 878) in Verbindung mit § 12 Absatz 5 
des FSHG hast der Rat der Stadt Emmerich am Rhein in seiner Sitzung am 16.12.2014. 
folgende 1. Änderungssatzung beschlossen: 

Artikel 1 

§ 1 erhält folgende Ergänzung: 

Abs. 1 Satz 2 vor dem Doppelpunkt 
bzw. bestandene Prüfung:. 

Abs. 1 zusätzlicher Spiegelpunkt nach Gerätewart / Gerätewartin 
• Erwerb des Löschbootpatentes 

Artikel 2 

§ 2 erhält folgende Ergänzung: 
§2 

Höhe der Aufwandsentschädigung 

Der bisherige Text wird der Abs. 1. 

Zusätzlich wird folgender Abs. 2 hinzugefügt: 

(2) 	 Die Aufwandsentschädigung für die Ausbildung zum Erwerb des Behördenpatentes 

Löschbootpatent) beträgt 500,00 €. 

Artikel 3 

§ 3 wird um folgenden Abs. 3 ergänzt: 

(3) 	 Die Zahlung der Aufwandentschädigung für den Erwerb des Behördenpatentes  

     (Löschbootpatent) erfolgt als Einmalzahlung. 

Artikel 4 

Diese Satzungsänderung tritt rückwirkend zum 1. Januar 2014 in Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung
Die 1. Änderungssatzung vom 16.12.2014 zur Satzung über Aufwandsentschädigung und 

Auslagenersatz für die ehrenamtlichen Angehörigen der freiwilligen Feuerwehr der Stadt 

Emmerich am Rhein wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 


Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 

Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung 

nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 

kann, es sei denn, 


a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,

b) die Änderungssatzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Emmerich am Rhein vorher 


gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

Emmerich am Rhein, den 16. Dezember 2014 

Johannes Diks 
Bürgermeister 

3. Satzung über die Festsetzung der Steuersätze für Grund- und Gewerbesteuern in 
der Stadt Emmerich am Rhein (Hebesatzsatzung) vom 17.12.2014  

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW S. 666), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes zur Weiterentwicklung der politischen Partizipation in den Gemeinden 
und zur Änderung kommunalverfassungsrechtlicher Vorschriften vom 19.Dezember 2013 
(GV.NRW. S. 878), sowie § 25 Grundsteuergesetz vom 7. August 1973 (BGBl. I S. 965), 
zuletzt geändert durch Artikel 38 des Gesetzes vom 19. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2794) und 
§ 16 des Gewerbesteuergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 
(BGBl. I S. 4167), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 25. Juli 2014 
(BGBl. I S. 1266) hat der Rat der Stadt Emmerich am Rhein in seiner Sitzung am 16.12.2014 
folgende Hebesatzsatzung beschlossen:§ 1 

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden wie folgt festgesetzt: 

1. 	 Grundsteuer 

1.1 	 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe     
(Grundsteuer A) auf  250 v.H. 
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1.2 	 für die Grundstücke 
(Grundsteuer B) auf  440 v.H. 

2. 	Gewerbesteuer auf  425 v.H. 

§ 2 

Diese Satzung tritt am 01.01.2015 in Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende Satzung über die Festsetzung der Steuersätze für Grund- und 
Gewerbesteuern in der Stadt Emmerich am Rhein (Hebesatzsatzung) vom 17.12.2014 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeige-verfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Emmerich am Rhein vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

Emmerich am Rhein, den 17.12.2014 

Johannes Diks 
Bürgermeister 

4. Entwässerungssatzung  der Stadt Emmerich am Rhein vom 17.12.2014 

Aufgrund der §§ 7, 8, 9 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 14.7.1994 (GV. NRW. 1994, S. 
666), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 19.12.2013 (GV. NRW. 878), der §§ 60, 
61 des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes (WHG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31.7.2009 (BGBl. I 2009, S. 2585 ff, zuletzt geändert durch Gesetz vom 07.08.2013 – 
BGBl. I 2013, S. 3180 ff., S. 3180), des § 53 Abs. 1 e Satz 1 LWG NRW in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 25.6.1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 05.03.2013 (GV NRW 2013, S. 135ff.) sowie der Selbstüberwachungsverordnung 
Abwasser (SüwVO Abw - GV NRW 2013, S. 602 ff. – im Satzungstext bezeichnet als SüwVO 
Abw NRW 2013) hat der Rat der Stadt Emmerich am Rhein am 16.12.2014 folgende Satzung 
beschlossen: 
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§ 1 
Allgemeines 

(1) Die Abwasserbeseitigungspflicht	 der Stadt umfasst unter anderem das Sammeln, 
Fortleiten, Behandeln, Einleiten, Versickern, Verregnen und Verrieseln des im Stadtgebiet 
anfallenden Abwassers sowie das Entwässern und Entsorgen des Klärschlamms. 
Vertreten wird sie dabei durch die "Kommunalbetriebe Emmerich am Rhein (KBE)".  
Zur Abwasserbeseitigungspflicht gehören nach § 53 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis Nr. 7 LWG 
NRW insbesondere 

1. 	die Planung der abwassertechnischen Erschließung von Grundstücken, deren 
Bebaubarkeit nach Maßgabe des Baugesetzbuches durch einen Bebauungsplan, einen 
Vorhaben- und Erschließungsplan oder eine Klarstellungs-, Entwicklungs-, und 
Ergänzungssatzung begründet worden ist, 

2. 	das Sammeln und das Fortleiten des auf den Grundstücken des Stadtgebietes 
anfallenden Abwassers sowie die Aufstellung und Fortschreibung von Plänen nach § 58 
Abs. 1 LWG NRW 

3. 	 das Behandeln und die Einleitung des nach Nummer 2 übernommenen Abwassers sowie 
die Aufbereitung des durch die Abwasserbeseitigung anfallenden Klärschlamms für seine 
ordnungsgemäße Verwertung oder Beseitigung, 

4. 	 die Errichtung und der Betrieb sowie die Erweiterung oder die Anpassung der für die 
Abwasserbeseitigung nach den Nummern 2 und 3 notwendigen Anlagen an die 
Anforderungen des §§ 54ff. WHG und des § 57 LWG NRW, 

5. 	 das Einsammeln und Abfahren des in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms und 
dessen Aufbereitung für eine ordnungsgemäße Verwertung oder Beseitigung (§ 54 Abs. 2 
Satz 2 WHG); hierfür gilt die gesonderte Satzung  über die Entsorgung des Inhaltes von 
Grundstücksentwässerungsanlagen (Kleinkläranlagen, abflusslose Gruben) der Stadt 
Emmerich am Rhein vom 4.3.1987. 

6. 	 die Überwachung von Abwasserbehandlungsanlagen im Falle des § 53 Abs. 4 LWG NRW 

7. 	 die Vorlage des Abwasserbeseitigungskonzeptes nach Maßgabe des § 53 Abs. 1 a und b 
LWG NRW 

(2) 	 Die Stadt stellt zum Zweck der Abwasserbeseitigung in ihrem Gebiet und zum Zweck der 
Verwertung oder Beseitigung der bei der gemeindlichen Abwasserbeseitigung 
anfallenden Rückstände die erforderlichen dezentralen und zentralen Anlagen als 
öffentliche Einrichtung zur Verfügung (öffentliche Abwasseranlagen). Zur öffentlichen 
Abwasseranlage gehören auch dezentrale öffentliche Versickerungsanlagen für 
Niederschlagswasser sowie Auf- bzw. Ableitungsgräben wie z.B. Straßen- bzw. 
Wegeseitengräben, die zum Bestandteil der öffentlichen Abwasseranlage gewidmet 
worden sind. Die öffentlichen, dezentralen und zentralen Abwasseranlagen bilden eine 
rechtliche, wirtschaftliche und Einheit. 

(3) Art, Lage und Umfang	 der öffentlichen Abwasseranlage sowie den Zeitpunkt ihrer 
Herstellung, Erweiterung, Erneuerung, Änderung, Sanierung oder Beseitigung bestimmt 
die Stadt im Rahmen der ihr obliegenden Abwasserbeseitigungspflicht. 
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§ 2 
Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Satzung bedeuten: 

1. 	Abwasser: 
Abwasser ist Schmutzwasser und Niederschlagswasser im Sinne des § 54  
Abs. 1 WHG. 

2. 	Schmutzwasser: 
Schmutzwasser ist nach § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG das durch häuslichen, 
gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften 
veränderte und das bei Trockenwetter damit zusammen abfließende Wasser. Als 
Schmutzwasser gelten nach § 54 Abs. 1 Satz 2 WHG auch die aus Anlagen zum 
Behandeln, Lagern und Ablagern von Abfällen austretenden und gesammelten 
Flüssigkeiten. 

3. 	Niederschlagswasser: 
Niederschlagswasser ist nach § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG das von Niederschlägen aus 
dem Bereich von bebauten oder befestigten Flächen gesammelt abfließende Wasser. 

4. 	Mischsystem: 
Im Mischsystem werden Schmutz- und Niederschlagswasser gemeinsam gesammelt und 
fortgeleitet. 

5. 	Trennsystem: 
Im Trennsystem werden Schmutz- und Niederschlagswasser getrennt gesammelt und 
fortgeleitet. 

6. 	Öffentliche Abwasseranlage: 
a) 	 Zur öffentlichen Abwasseranlage gehören alle von der Gemeinde selbst oder in ihrem 

Auftrag betriebenen Anlagen, die dem Sammeln, Fortleiten, Behandeln und Einleiten 
von Abwasser sowie der Verwertung oder Beseitigung der bei der gemeindlichen 
Abwasserbeseitigung anfallenden Rückstände dienen. 

b) 	 Zur öffentlichen Abwasseranlage gehören ferner die Grundstücksanschlussleitungen. 
c) In den Gebieten, in denen die Abwasserbeseitigung durch ein  


Druckentwässerungsnetz erfolgt und sich Teile eines solchen Netzes auf den 

Privatgrundstücken befinden, gehören die Hausanschlussleitungen bis zu den  

Kleinpumpstationen (Druckstationen) nicht zur öffentlichen Abwasseranlage. 


d) 	Nicht zur öffentlichen Abwasseranlage im Sinne dieser Satzung gehören 
Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben, die in der Satzung über die Entsorgung von 
Grundstückentwässerungsanlagen der Gemeinde vom 4.3.1987 geregelt ist. 

7. 	 Anschlussleitungen: 
Unter Anschlussleitungen im Sinne dieser Satzung werden 
Grundstücksanschlussleitungen und Hausanschlussleitungen verstanden. 

a) 	 Grundstücksanschlussleitungen sind die Leitungen von der öffentlichen Sammelleitung 
bis zur Grenze des jeweils anzuschließenden Grundstücks. 

b) 	 Hausanschlussleitungen sind die Leitungen von der privaten Grundstücksgrenze bis zu 
dem Gebäude oder dem Ort auf dem Grundstück, wo das Abwasser anfällt. Zu den 
Hausanschlussleitungen gehören auch Leitungen unter der Bodenplatte des Gebäudes 
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auf dem Grundstück, in dem Abwasser anfällt sowie Schächte und 
Inspektionsöffnungen. Bei Druckentwässerungsnetzen ist die Druckstation (inklusive 
Druckpumpe) auf dem privaten Grundstück Bestandteil der 
Grundstücksanschlussleitung. 

8. 	Haustechnische Abwasseranlagen: 
Haustechnische Abwasseranlagen sind die Einrichtungen innerhalb und an zu 
entwässernden  Gebäuden, die der Sammlung, Vorbehandlung, Prüfung, Rückhaltung 
und Ableitung des Abwassers auf dem Grundstück dienen (z.B. Abwasserrohre im 
Gebäude, Dachrinnen, Hebeanlage). Sie gehören nicht zur öffentlichen 
Abwasseranlage. 

9. 	Druckentwässerungsnetz: 
Druckentwässerungsnetze sind zusammenhängende Leitungsnetze, in denen der 
Transport von Abwasser einer Mehrzahl von Grundstücken durch von Pumpen 
erzeugten Druck erfolgt. Die Druckpumpen und Pumpenschächte sind regelmäßig 
technisch notwendige Bestandteile des jeweiligen Gesamtnetzes, die zur öffentlichen 
Abwasseranlage gehören. 

10. Abscheider: 
Abscheider sind Fettabscheider, Leicht- und Schwerflüssigkeitsabscheider, 
Stärkeabscheider und ähnliche Vorrichtungen, die das Eindringen schädlicher Stoffe in 
die öffentliche Abwasseranlage durch Abscheiden aus dem Abwasser verhindern. 

11. Anschlussnehmer: 
Anschlussnehmer ist der Eigentümer eines Grundstücks, das an die öffentliche 
Abwasseranlage angeschlossen ist. § 20 Absatz 1 gilt entsprechend. 

12. Indirekteinleiter: 
Indirekteinleiter ist derjenige Anschlussnehmer, der Abwasser in die öffentliche 
Abwasseranlage einleitet oder sonst hineingelangen lässt (vgl. § 58 WHG). 

13. Grundstück: 
Grundstück ist unabhängig von der Eintragung im Grundbuch jeder 
zusammenhängende Grundbesitz, der eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet. 
Befinden sich auf einem Grundstück mehrere bauliche Anlagen, so kann die Gemeinde 
für jede dieser Anlagen die Anwendung der für Grundstücke maßgeblichen 
Vorschriften dieser Satzung verlangen. 

§ 3 
Anschlussrecht 

Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Gemeinde liegenden Grundstücks ist vorbehaltlich der 
Einschränkungen in dieser Satzung berechtigt, von der Stadt den Anschluss seines 
Grundstücks an die bestehende öffentliche Abwasseranlage zu verlangen (Anschlussrecht). 

§ 4 

Begrenzung des Anschlussrechts 


(1) 	 Das Anschlussrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, die an eine betriebsfertige 
und aufnahmefähige öffentliche Abwasseranlage angeschlossen werden können. Dazu 
muss die öffentliche Abwasserleitung in unmittelbarer Nähe des Grundstücks oder auf 
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dem Grundstück verlaufen. Eine öffentliche Abwasserleitung verläuft auch dann in 
unmittelbarer Nähe des Grundstücks, wenn über einen öffentlichen oder privaten Weg 
ein unmittelbarer Zugang zu einer Straße besteht, in welcher ein öffentlicher Kanal verlegt 
ist. Die Stadt kann den Anschluss auch in anderen Fällen zulassen, wenn hierdurch das 
öffentliche Wohl nicht beeinträchtigt wird. 

(2) 	Die Stadt kann den Anschluss versagen, wenn die Voraussetzungen des § 53 Abs. 4 
Satz 1 LWG NRW zur Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht auf Antrag der Stadt 
auf den privaten Grundstückseigentümer durch die untere Wasserbehörde erfüllt sind. 
Dieses gilt nicht, wenn sich der Grundstückseigentümer bereit erklärt, die mit dem 
Anschluss verbundenen Mehraufwendungen zu tragen. 

(3) 	Der Anschluss ist ausgeschlossen, soweit die Gemeinde von der Abwasser­
beseitigungspflicht befreit ist. 

§ 5 

Anschlussrecht für Niederschlagswasser 


(1) 	 Das Anschlussrecht erstreckt sich grundsätzlich auch auf das Niederschlagswasser. 

(2) Dieses gilt jedoch nicht für Niederschlagswasser von Grundstücken, bei denen die Pflicht 
zur Beseitigung des Niederschlagswassers gemäß § 53 Absatz 3 a Satz 1 LWG dem 
Eigentümer des Grundstücks obliegt. 

(3) 	Darüber hinaus ist der Anschluss des Niederschlagswassers nicht aus- 
geschlossen, wenn die Stadt  von der Möglichkeit des § 53 Abs. 3 a Satz 2 LWG  
NRW Gebrauch macht. 

§ 6 
Benutzungsrecht 

Nach der betriebsfertigen Herstellung der Anschlussleitung hat der Anschlussnehmer 
vorbehaltlich der Einschränkungen in dieser Satzung und unter Beachtung der technischen 
Bestimmungen für den Bau und den Betrieb der haustechnischen Abwasseranlagen das 
Recht, das auf seinem Grundstück anfallende Abwasser in die öffentliche Abwasseranlage 
einzuleiten (Benutzungsrecht). 

§ 7 

Begrenzung des Benutzungsrechts 


(1) In die öffentliche Abwasseranlage dürfen solche Stoffe und Abwässer nicht eingeleitet 
werden, die aufgrund ihrer Inhaltsstoffe 

1. 	 die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährden oder 
2. 	das in der öffentlichen Abwasseranlage beschäftige Personal gefährden oder 

gesundheitlich beeinträchtigen oder 
3. 	 die Abwasseranlage in ihrem Bestand angreifen oder ihre Funktionsfähigkeit oder 

Unterhaltung gefährden, erschweren oder behindern oder 
4. 	 den Betrieb der Abwasserbehandlung erheblich erschweren oder verteuern oder 
5. 	die Klärschlammbehandlung,- beseitigung oder -verwertung beeinträchtigen oder 

verteuern oder einen Vorfluter schädlich verunreinigen kann oder 
6. 	 die Abwasserreinigungsprozesse in der Abwasserbehandlungsanlage so erheblich 

stören, dass dadurch die Anforderungen der wasserrechtlichen Einleitungserlaubnis 
nicht eingehalten werden können. 

- 9 -




Emmericher Amtsblatt – Ausgabe 30 – Jahrgang 2014 – vom 19. Dezember 2014 

(2) In die öffentliche Abwasseranlage dürfen insbesondere nicht eingeleitet werden: 

1. 	 feste Stoffe, auch in zerkleinertem Zustand, die zu Ablagerungen oder Verstopfungen 
in der Kanalisation führen können; 

2. 	Schlämme aus Neutralisations-, Entgiftungs- und sonstigen privaten 
Behandlungsanlagen; 

3. 	Abwässer und Schlämme aus Anlagen zur örtlichen Abwasserbeseitigung, 
insbesondere aus Kleinkläranlagen, abflusslosen Gruben, Sickerschächten, 
Schlammfängen und gewerblichen Sammelbehältern, soweit sie nicht in eine für 
diesen Zweck vorgesehene gemeindliche Einleitungsstelle eingeleitet werden; 

4. 	flüssige Stoffe, die im Kanalnetz erhärten können, sowie Stoffe, die nach 
Übersättigung im Abwasser in der Kanalisation ausgeschieden werden und zu 
Abflussbehinderungen führen können; 

5. 	 nicht neutralisierte Kondensate aus erd- und flüssiggasbetriebenen Brennwertanlagen 
mit einer Nennwärmeleistung von mehr als ... KW sowie nicht neutralisierte 
Kondensate aus sonstigen Brennwertanlagen: 

6. 	radioaktives Abwasser; 
7. 	 Inhalte von Chemietoiletten; 
8. 	 nicht desinfiziertes Abwasser aus Infektionsabteilungen von Krankenhäusern und 

medizinischen Instituten; 
9. 	 flüssige Stoffe aus landwirtschaftlicher Tierhaltung wie Gülle und Jauche; 
10. Silagewasser; 
11. Grund-, Drainage- und Kühlwasser; 
12. Blut aus Schlachtungen; 
13. gasförmige Stoffe und Abwasser, das Gase in schädlichen Konzentrationen freisetzen 

kann; 
14. feuergefährliche 	und explosionsfähige Stoffe sowie Abwasser, aus dem 

explosionsfähige Gas-Luft-Gemisch entstehen können; 
15. Emulsionen von Mineralölprodukten; 
16. Medikamente und pharmazeutische Produkte 

(3) Abwasser darf nur eingeleitet werden, wenn die Anforderungen nach dem Stand der 
Technik nach den jeweils anzuwendenden Anhängen der Abwasserverordnung bzw. 
Abwasserverwaltungsvorschriften eingehalten werden. Sofern derartige Anforderungen 
nicht festgelegt werden, dürfen die in Anlage 1 zu dieser Satzung aufgeführten 
Grenzwerte an der Übergabestelle zur öffentlichen Abwasseranlage nicht überschritten 
werden. 

Anlage 1 ist Bestandteil dieser Satzung. 

Eine Verdünnung oder Vermischung des Abwassers mit dem Ziel, diese Grenzwerte 

einzuhalten, darf nicht erfolgen. 


(4) 	Die Stadt kann im Einzelfall Schadstofffrachten, Volumenstrom und/oder Konzentration 
festlegen. Sie kann das Benutzungsrecht davon abhängig machen, dass auf dem 
Grundstück eine Vorbehandlung oder eine Rückhaltung und dosierte Einleitung des 
Abwassers erfolgt. 

(5) Eine Einleitung von Abwasser in die öffentliche Abwasseranlage auf anderen Wegen als 
über die Anschlussleitung eines Grundstückes darf nur mit Einwilligung der Gemeinde 
erfolgen. 

(6) 	 Die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlage ist ausgeschlossen, soweit die Stadt von 
der Abwasserbeseitigungspflicht befreit ist. 
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(7) 	 Die Stadt kann auf Antrag befristete, jederzeit widerrufliche Befreiungen oder Ausnahmen 
von den Anforderungen der Absätze 2 bis 6 erteilen, wenn  
a) der Verpflichtete nachweist, durch welche Maßnahmen und Verfahren er in 
angemessener Frist die Grenzwerte einhalten wird und/oder 
b) die sofortige bzw. dauerhafte Einhaltung der Grenzwerte eine nicht beabsichtigte Härte 
für den Verpflichteten darstellt und Gründe des öffentlichen Wohls der Ausnahme nicht 
entgegenstehen, insbesondere auch die technischen Voraussetzungen gegeben sind. 
Insbesondere kann die Stadt auf Antrag zulassen, dass Grund-, Drainage- und 
Kühlwasser der Abwasseranlage zugeführt wird. Der Indirekteinleiter hat seinem Antrag 
die von der Gemeinde verlangten Nachweise beizufügen. 

(8) 	 Wird bei der Durchführung von Bauvorhaben die Einleitung von Grundwasser aus 
der Wasserhaltung in die öffentliche Abwasserleitung notwendig, so ist dies der Stadt 
zuvor anzuzeigen. 

(9) Die Stadt kann die notwendigen Maßnahmen ergreifen, um 
1. 	 das Einleiten oder Einbringen von Abwasser oder Stoffen zu verhindern, das unter 

Verletzung der Absätze 1 und 2 erfolgt; 

2. 	 das Einleiten von Abwasser zu verhindern, das die Grenzwerte nach Absatz 3 nicht 
einhält. 

§ 8 

Abscheide- und sonstige Vorbehandlungsanlagen 


(1) 	Abwasser mit Leichtflüssigkeiten wie Benzin, Benzol, Diesel- Heiz- oder Schmieröl sowie 
fetthaltiges Abwasser ist vor der Einleitung in die öffentliche Abwasseranlage in 
entsprechende Abscheider einzuleiten und dort zu behandeln. Für fetthaltiges häusliches 
Abwasser gilt dieses jedoch nur, wenn die Stadt im Einzelfall verlangt, dass auch dieses 
Abwasser in entsprechende Abscheider einzuleiten und dort zu behandeln ist. 

(2) Für die Einleitung von Niederschlagswasser kann von der Stadt eine Vorbehandlung 
(Vorreinigung) auf dem Grundstück des Anschlussnehmers in einer von ihm zu 
errichtenden und zu betreibenden Abscheide- oder sonstigen Vorbehandlungsanlage 
angeordnet werden, wenn der Verschmutzungsgrad des Niederschlagswassers für die 
Gemeinde eine Pflicht zur Vorbehandlung nach dem sog. Trenn-Erlass vom 26.05.2004 
(MinBl. NRW 2004, S. 583ff.) auslöst. Die vorstehende Vorbehandlungspflicht gilt 
insbesondere für Straßenbaulastträger, die das Straßenoberflächenwasser in die 
öffentliche Abwasseranlage einleiten. 

(3) Stoffe aus Verarbeitungsbetrieben tierischer Nebenprodukte und von Schlachtabwässern 
aus Schlachthöfen nach den Artikeln 8, 9 und 10 (Material der Kategorien 1, 2 und 3) der 
Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 müssen durch den Anschlussnehmer durch ein 
Feststoffrückhaltesystem mit einer maximalen Maschenweite von 2 mm geführt werden. 

(4) Die Abscheider- und sonstigen Vorbehandlungsanlagen und deren Betrieb müssen den 
einschlägigen technischen und rechtlichen Anforderungen entsprechen. Die Stadt kann 
darüber hinausgehende Anforderungen an den Bau, den Betrieb und die Unterhaltung der 
Abscheider stellen, sofern dies im Einzelfall zum Schutz der öffentlichen Abwasseranlage 
erforderlich ist. 

(5) Das Abscheidegut oder die Stoffe, die bei der Vorbehandlung anfallen, sind in
Übereinstimmung mit den abfallrechtlichen Vorschriften zu entsorgen und dürfen der 
öffentlichen Abwasseranlage nicht zugeführt werden. 
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§ 9 

Anschluss- und Benutzungszwang


(1) 	Jeder Anschlussberechtigte ist vorbehaltlich der Einschränkungen in dieser Satzung 
verpflichtet, sein Grundstück in Erfüllung der Abwasserüberlassungspflicht nach § 53 Abs. 
1 c LWG NRW an die öffentliche Abwasseranlage anzuschließen, sobald Abwasser auf 
dem Grundstück anfällt (Anschlusszwang). 

(2) 	Der Anschlussnehmer ist vorbehaltlich der Einschränkungen in dieser Satzung 
verpflichtet, das gesamte auf seinem Grundstück anfallende Abwasser (Schmutzwasser 
und Niederschlagswasser) in die öffentliche Abwasseranlage einzuleiten 
(Benutzungszwang), um seine Abwasserüberlassungspflicht nach § 53 Abs. 1 c LWG 
NRW zu erfüllen. 

(3) 	Ein Anschluss- und Benutzungszwang besteht nicht, wenn die in § 51 Absatz 2 Satz 1 
LWG NRW genannten Voraussetzungen für in landwirtschaftlichen Betrieben anfallendes 
Abwasser vorliegen. Das Vorliegen dieser Voraussetzungen ist der Stadt nachzuweisen. 

(4) Unabhängig vom Vorliegen der in Absatz 3 erwähnten Voraussetzungen ist das häusliche 
Abwasser aus landwirtschaftlichen Betrieben an die öffentliche Abwasseranlage 
anzuschließen und dieser zuzuführen. Die Stadt kann in begründeten Einzelfällen 
Ausnahmen zulassen, sofern dies nicht zu Beeinträchtigungen des Wohls der 
Allgemeinheit führt. 

(5) 	Der Anschluss- und Benutzungszwang besteht auch für das Niederschlagswasser. 
Dieses gilt nicht in den Fällen des § 5 Absätze 2 und 3 dieser Satzung.  

(6) 	In den im Trennsystem entwässerten Bereichen sind das Schmutz- und das 
Niederschlagswasser den jeweils dafür bestimmten Anlagen zuzuführen. Wird ein 
Grundstück durch mehrere Straßen erschlossen, in denen eine betriebsfertige 
Abwasserleitung vorhanden ist, bestimmt die Stadt, welcher Abwasserleitung das 
Abwasser zuzuleiten ist. 

(7) 	Bei Neu- und Umbauten muss das Grundstück vor der Benutzung der baulichen Anlage 
an die öffentliche Abwasseranlage angeschlossen sein. Ein Zustimmungsverfahren nach 
§ 14 Absatz 1 ist durchzuführen. 

(8) 	Entsteht das Anschlussrecht erst nach der Errichtung einer baulichen Anlage, so ist das 
Grundstück innerhalb von drei Monaten anzuschließen, nachdem durch öffentliche 
Bekanntmachung oder Mitteilung an den Anschlussberechtigten angezeigt wurde, dass 
das Grundstück angeschlossen werden kann. 

(9) 	Den Abbruch eines mit einem Anschluss versehenen Gebäudes hat der 
Anschlussnehmer eine Woche vor der Außerbetriebnahme des Anschlusses der Stadt 
mitzuteilen. Diese verschließt die Anschlussleitung auf Kosten des 

 Anschlussnehmers. 

§ 10 

Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang für Schmutzwasser 


(1) Der Grundstückseigentümer kann auf Antrag vom Anschluss- und Benutzungszwang für 
Schmutzwasser ganz oder teilweise befreit werden, wenn ein besonders begründetes 
Interesse an einer anderweitigen Beseitigung oder Verwertung des Schmutzwassers 
besteht und - insbesondere durch Vorlage einer wasserrechtlichen Erlaubnis -
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nachgewiesen werden kann, dass eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit 
nicht zu besorgen ist. 

(2) 	Ein besonders begründetes Interesse im Sinne des Absatz 1 liegt nicht vor, wenn die 
anderweitige Beseitigung oder Verwertung des Schmutzwassers lediglich dazu dienen 
soll, Gebühren zu sparen. 

§ 11 

Nutzung des Niederschlagswassers 


Beabsichtigt der Grundstückseigentümer die Nutzung des auf seinem Grundstück anfallenden 
Niederschlagswassers, so hat er dies der Gemeinde anzuzeigen. Die Stadt verzichtet in
diesem Fall auf die Überlassung des verwendeten Niederschlagswassers gemäß § 53 Abs. 3 
a Satz 2 LWG NRW, wenn die ordnungsgemäße Verwendung des Niederschlagswassers auf
dem Grundstück sichergestellt ist und ein Überlauf an den öffentlichen Kanal besteht, so dass 
eine Überschwemmung von Nachbargrundstücken durch Niederschlagswasser 
ausgeschlossen werden kann. Ein Verzicht auf die Abwasserüberlassung kommt nach § 53 
Abs. 3 a Satz 2 LWG NRW nur bei solchen Grundstücken in Betracht, die bereits an die 
öffentliche Abwasserkanalisation angeschlossen sind. 

§ 12 

Besondere Bestimmungen für Druckentwässerungsnetze 


(1) 	Führt die Stadt aus technischen oder wirtschaftlichen Gründen die Entwässerung mittels 
eines Druckentwässerungsnetzes durch, ist der Grundstückseigentümer verpflichtet, 
entschädigungsfrei zu dulden, dass die Stadt auf dem anzuschließenden Grundstück 
einen Pumpenschacht mit einer für die Entwässerung ausreichend bemessenen 
Druckpumpe, sowie die dazugehörige Druckleitung bis zur Grundstücksgrenze herstellt, 
betreibt, unterhält, instandhält und gegebenenfalls ändert und erneuert.  

(2) Die Entscheidung über Art, Ausführung, Bemessung und Lage des Pumpenschachtes, 
der Druckpumpe und der dazugehörigen Druckleitung trifft die Stadt. 
Die Stadt ist berechtigt, die Druckpumpe auf ihre Kosten über einen Zwischenzähler an 
das häusliche Stromnetz auf dem angeschlossenen Grundstück anzuschließen. 

(3) In Gebieten mit Druckentwässerung können darüber hin aus mehrere  	Grundstücke 
durch einen gemeinsamen Anschluss entwässert werden, soweit technisch und 
wirtschaftlich vertretbar ist. Vor Zulassung eines gemeinsamen Anschlusses müssen die 
gegenseitigen Rechte und Pflichten des Grundstücks-eigentümers durch Übernahme 
entsprechender Baulasten abgesichert worden sein. Die Grundstückseigentümer, die ihr 
Grundstück bei einer Mehrfachentsorgung zur Verfügung stellen, erhalten eine einmalige 
Entschädigung in Höhe von 130 Euro. 

(4) Der Pumpenschacht inklusiver der technischen Ausstattung und Pumpe, sowie die dazu 
gehörige Druckleitung zum Haupt- oder Nebensammler wird nach Fertigstellung ohne 
besonderen Widmungsakt Bestandteil der öffentlichen Abwasseranlage. 

(5) 	 Absatz 1 bis 4 gelten nicht für private Druckleitungen mit Anschluss an die öffentliche 
Abwasseranlage außerhalb von Druckentwässerungsnetzen. 

(6) Der Pumpenschacht muss jederzeit frei zugänglich und zu öffnen sein. Eine Überbauung 
oder Bepflanzung des Pumpenschachtes ist unzulässig. 
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§ 13 

Ausführung von Anschlussleitungen 


(1) 	 Jedes anzuschließende Grundstück ist unterirdisch mit einer eigenen Anschlussleitung 
und ohne technischen Zusammenhang mit den Nachbar-grundstücken an die öffentliche 
Abwasseranlage anzuschließen. In Gebieten mit Mischsystem ist für jedes Grundstück 
eine Anschlussleitung, in Gebieten mit 
Trennsystem je eine Anschlussleitung für Schmutz- und für Niederschlags-wasser 
herzustellen. Auf Antrag können auf Kosten des Anschlussnehmers mehrere 
Anschlussleitungen verlegt werden. Die Stadt kann den Nachweis über den 
ordnungsgemäßen Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage im Rahmen des 
Zustimmungsverfahrens nach § 14 dieser Satzung verlangen. 

(2) 	Wird ein Grundstück nach seinem Anschluss in mehrere selbständige Grundstücke 
geteilt, so gilt Absatz 1 für jedes der neu entstehenden Grundstücke. 

(3) Der Grundstückseigentümer hat sich gegen Rückstau von Abwasser aus dem öffentlichen 
Kanal zu schützen. Hierzu hat er Ablaufstellen unterhalb der Rückstauebene (in der Regel 
die Straßenoberkante) durch funktionstüchtige Rückstausicherungen gemäß den 
allgemein anerkannten Regeln der Technik einzubauen. Die Rückstausicherung muss 
jederzeit zugänglich sein.  

(4) Bei der Neuerrichtung einer Anschlussleitung auf einem privaten Grundstück hat der 
Grundstückseigentümer eine geeignete Inspektionsöffnung auf seinem Grundstück 
außerhalb des Gebäudes einzubauen. Bei bestehenden Anschlussleitungen ist der 
Grundstückseigentümer zum nachträglichen Einbau der Inspektionsöffnung verpflichtet, 
wenn er die Anschlussleitung erneuert oder verändert. In Ausnahmefällen kann auf Antrag 
des Grundstückseigentümers von der Errichtung einer Inspektionsöffnung außerhalb des 
Gebäudes abgesehen werden. Die Inspektionsöffnung muss jederzeit frei zugänglich und
zu öffnen sein. Eine Überbauung oder Bepflanzung der Inspektionsöffnung ist unzulässig. 

(5) Die Anzahl, Führung, lichte Weite und technische Ausführung der Anschlussleitungen bis 
zur Inspektionsöffnung sowie die Lage und Ausführung der Inspektionsöffnung bestimmt 
die Stadt. 

(6) Die Herstellung, Erneuerung und Veränderung sowie die laufende Unterhaltung der 
haustechnischen Abwasseranlagen sowie der Hausanschlussleitung auf dem 
anzuschließenden Grundstück führt der Grundstückseigentümer auf seine Kosten durch. 
Die Hausanschlussleitung ist in Abstimmung mit der Stadt zu erstellen. 

(7) 	Besteht für die Ableitung des Abwassers kein natürliches Gefälle zur öffentlichen 
Abwasseranlage, so kann die Stadt von dem Grundstückseigentümer zur 
ordnungsgemäßen Entwässerung des Grundstücks den Einbau und den Betrieb einer 
Hebeanlage verlangen. Die Kosten trägt der Grundstückseigentümer. 

(8) 	Auf Antrag können zwei oder mehrere Grundstücke durch eine gemeinsame 
Anschlussleitung entwässert werden. Die Benutzungs- und Unterhaltungsrechte sind 
dinglich im Grundbuch oder durch Baulast abzusichern. 

(9) Werden an Straßen, in denen noch keine öffentliche Abwasseranlage vorhanden ist, 
Neubauten errichtet oder Nutzungen vorgenommen, die einen Abwasseranfall nach sich 
ziehen, hat der Grundstückseigentümer auf seinem Grundstück Anlagen für einen 
späteren Anschluss in Abstimmung mit der Stadt auf seine Kosten vorzubereiten. 
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(10)Für die Herstellung und Erweiterung der öffentlichen Abwasseranlage werden  
Kanalanschlussbeiträge und für die Inanspruchnahme der öffentlichen Abwasseranlage 
Entwässerungsgebühren nach den hierzu erlassenen Beitrags- und Gebührensatzungen 
erhoben. 

§ 14 
Zustimmungsverfahren 

(1) Die Herstellung oder Änderung des Anschlusses bedarf der vorherigen Zustimmung der 
Stadt. Diese ist rechtzeitig, spätestens jedoch vier Wochen vor der Durchführung der 
Anschlussarbeiten zu beantragen. Besteht Anschluss- und Benutzungszwang an die 
öffentliche Abwasseranlage, gilt der Antrag mit der Aufforderung der Stadt den Anschluss 
vorzunehmen, als gestellt. Eine Zustimmung wird erst dann erteilt, wenn eine Abnahme 
des Anschlusses durch die Stadt an der offenen Baugrube erfolgt ist. 

(2) 	Den Abbruch eines mit einem Anschluss versehenen Gebäudes hat der 
Anschlussnehmer eine Woche vor der Außerbetriebnahme des Anschlusses der Stadt 
mitzuteilen. Diese verschließt die Anschlussleitung sowie ggf. die Druckpumpe und 
Druckleitung auf Kosten des Anschlussnehmers. 

§ 15 

Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleitungen 


(1) Für die Zustands- und Funktionsprüfung bei privater Abwasserleitungen gilt die 
Verordnung zur Selbstüberwachung von Abwasseranlagen 
(Selbstüberwachungsverordnung Abwasser – SüwVO Abw NRW 2013). Private 
Abwasserleitungen sind gemäß den §§ 60, 61 WHG, § 61 Abs. 1 LWG NRW, § 8 Abs. 1 
SüwVO Abw NRW 2013 so zu errichten und zu betreiben, dass die Anforderungen an die 
Abwasserbeseitigung eingehalten werden. Hierzu gehört auch die ordnungsgemäße 
Erfüllung der Abwasserüberlassungspflicht nach § 53 Abs. 1 c LWG NRW gegenüber der 
Stadt. 

(2) 	Zustands- und Funktionsprüfungen an privaten Abwasserleitungen dürfen nur durch 
anerkannte Sachkundige gemäß § 12 SüwVO Abw NRW 2013 durchgeführt werden. 

(3) Nach § 7 Satz 1 SüwVO Abw NRW 2013 sind im Erdreich oder unzugänglich verlegte 
private Abwasserleitungen zum Sammeln oder Fortleiten von Schmutzwasser oder mit 
diesem vermischten Niederschlagswasser einschließlich verzweigter Leitungen unter der 
Keller-Bodenplatte oder der Bodenplatte des Gebäudes ohne Keller sowie zugehörige 
Einsteigeschächte oder Inspektionsöffnungen zu prüfen. Ausgenommen von der 
Prüfpflicht sind nach § 7 Satz 2 SüwV Abw NRW Abwasserleitungen, die zur alleinigen 
Ableitung von Niederschlagswasser dienen und Leitungen, die in dichten Schutzrohren so 
verlegt sind, dass austretendes Abwasser aufgefangen und erkannt wird. 

(4) 	 Für welche Grundstücke und zu welchem Zeitpunkt eine Zustands- und Funktionsprüfung 
bei privaten Abwasserleitungen durchzuführen ist, ergibt sich aus den §§ 7 bis 9 SüwVO 
Abw NRW 2013. Nach § 8 Abs. 2 SüwV Abw NRW 2013 hat der Eigentümer des 
Grundstücks bzw. nach § 8 Abs. 6 SüwVO Abw NRW 2013 der Erbbauberechtigte private 
Abwasserleitungen, die Schmutzwasser führen, nach ihrer Errichtung oder nach ihrer 
wesentlicher Änderung unverzüglich von Sachkundigen nach den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik auf deren Zustand und Funktonstüchtigkeit prüfen zu lassen. 
Die Prüfpflicht und Prüffristen für bestehende Abwasserleitungen ergeben sich im Übrigen 
aus § 8 Abs. 3 und Abs. 4 SüwVO Abw NRW 2013. Legt die Stadt bzw. Gemeinde 
darüber hinaus durch gesonderte Satzung gemäß § 53 Abs. 1 e Satz 1 Nr. 1 LWG NRW 
Prüffristen fest, so werden die betroffenen Grundstückseigentümer bzw. 
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Erbbauberechtigten durch die Stadt/Gemeinde hierüber im Rahmen der ihr obliegenden 
Unterrichtungs- und Beratungspflicht (§ 53 Abs. 1 e Satz 3 LWG NRW) informiert. Das 
gleiche gilt, wenn die Stadt bzw. Gemeinde Satzungen nach altem Recht gemäß § 53 
Abs. 1 e Satz 2 LWG NRW fortführt. 

(5) 	Zustands- und Funktionsprüfungen müssen nach § 9 Abs. 1 SüwVO Abw NRW 2013 
nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik durchgeführt werden. Nach § 8 Abs. 
1 Satz 4 SüwV Abw NRW 2013 gelten die DIN 1986 Teil 30 und die DIN EN 1610 als 
allgemein anerkannte Regeln der Technik, soweit die SüwVO Abw NRW 2013 keine 
abweichenden Regelungen trifft. 

(6) Nach § 9 Abs. 2 Satz 1 SüwVO Abw NRW 2013 ist das Ergebnis der Zustands- und 
Funktionsprüfung in einer Bescheinigung gemäß Anlage 2 der SüwVO Abw NRW 2013 zu 
dokumentieren. Dabei sind der Bescheinigung die in § 9 Abs. 2 Satz 2 SüwAbw NRW
2013 genannten Anlagen beizufügen. Nach der Errichtung oder wesentlichen Ände 
rungen von privaten, Schmutzwasser führenden, Abwasserleitungen ist diese 
Bescheinigung nebst Anlagen der Stadt durch den Grundstückseigentümer oder 
Erbbauberechtigten (§ 8 Abs. 2 bzw. Abs. 8 SüwVO Abw NRW 2013) unverzüglich nach 
Erhalt vom Sachkundigen vorzulegen, damit eine zeitnahe Hilfestellung durch die Stadt 
erfolgen kann. Für bereits bestehende Anlagen ist diese Bescheinigung auf Verlangen 
vorzulegen. 

(7) 	Private Abwasserleitungen, die nach dem 01.01.1996 auf Zustand und 
Funktionstüchtigkeit geprüft worden sind, bedürfen nach § 11 SüwVO Abw NRW 2013 
keiner erneuten Prüfung, sofern Prüfung und Prüfbescheinigung den zum Zeitpunkt der 
Prüfung geltenden Anforderungen entsprochen haben. 

(8) Die Sanierungsnotwendigkeit und der Sanierungszeitpunkt ergeben sich grundsätzlich aus 
§ 10 Abs. 1 SüwVO Abw NRW. Über mögliche Abweichungen von den Sanierungsfristen 
in § 10 Abs. 1 SüwVO Abw NRW 2013 kann die Stadt gemäß § 10 Abs. 2 Satz 1 SüwVO 
Abw NRW 2013 nach pflichtgemäßem Ermessen im Einzelfall entscheiden. 

§ 16 
Indirekteinleiter-Kataster 

(1) 	 Die Stadt führt ein Kataster über Indirekteinleitungen, deren Beschaffenheit erheblich vom 
häuslichen Abwasser abweicht. 

(2) 	Bei Indirekteinleitungen im Sinne des Absatz 1 sind der Stadt mit dem Antrag nach § 14 
Absatz 1 die abwassererzeugenden Betriebsvorgänge zu benennen. Bei bestehenden 
Anschlüssen hat dies innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten dieser Satzung zu 
geschehen. Auf Verlangen hat der Indirekteinleiter der Gemeinde Auskunft über die 
Zusammensetzung des Abwassers, den Abwasseranfall und die Vorbehandlung des 
Abwassers zu erteilen. Soweit es sich um genehmigungspflichtige Indirekteinleitungen im 
Sinne des § 58 WHG und § 59 LWG NRW handelt, genügt in der Regel die Vorlage des 
Genehmigungsbescheides der zuständigen Wasserbehörde. 

§ 17 
Abwasseruntersuchungen 

(1) 	Die Stadt ist jederzeit berechtigt, Abwasseruntersuchungen vorzunehmen oder 
vornehmen zu lassen. Sie bestimmt die Entnahmestellen sowie Art, Umfang und Turnus 
der Probenahmen. 
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(2) Die Kosten für die Untersuchungen trägt der Anschlussnehmer, falls sich herausstellt, 
dass ein Verstoß gegen die Benutzungsbestimmungen dieser Satzung vorliegt­

(3) Für die Bestimmung von Schadstoffparametrn nach Anlage 1 dieser Satzung ist stets die 
homogenisierte Probe heranzuziehen. 
Soweit dies technisch nicht möglich ist, sind Ausnahmen hiervon zulässig. Die Art der 
Beprobung bestimmt die Stadt. 

§ 18 

Auskunfts- und Nachrichtenpflicht; Betretungsrecht 


(1) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, der Stadt auf Verlangen die für den Vollzug 
dieser Satzung erforderlichen Auskünfte über Bestand und Zustand der haustechnischen 
Abwasseranlagen und der Hausanschlussleitung zu erteilen. 

(2) 	Die Anschlussnehmer und die Indirekteinleiter haben die Stadt unverzüglich zu 
benachrichtigen, wenn 

1. 	 der Betrieb ihrer haustechnischen Abwasseranlagen durch Umstände beeinträchtigt 
wird, die auf Mängel der öffentlichen Abwasseranlage zurückzuführen sein können 
(z.B. Verstopfungen von Abwasserleitungen), 

2. 	 Stoffe in die öffentliche Abwasseranlage geraten sind oder zu geraten drohen, die 
den Anforderungen nach § 7 nicht entsprechen, 

3. 	   sich Art oder Menge des anfallenden Abwassers erheblich ändert, 

4. 	 sich die der Mitteilung nach § 16 Absatz 2 zugrunde liegenden Daten erheblich 
ändern, 

5. 	 für ein Grundstück die Voraussetzungen des Anschluss- und Benutzungsrechtes 
entfallen. 

(3) 	Bedienstete der Stadt und Beauftragte der Stadt mit Berechtigungsausweis sind 
berechtigt, die angeschlossenen Grundstücke zu betreten, soweit dieses zum Zweck der 
Erfüllung der städtischen Abwasserbeseitigungspflicht oder zum Vollzug dieser Satzung 
erforderlich ist. Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten haben das Betreten von 
Grundstücken und Räumen zu dulden und ungehindert Zutritt zu allen Anlageteilen auf 
den angeschlossenen Grundstücken zu gewähren. Das Betretungsrecht gilt nach § 53 
Abs. 4 a Satz 2 LWG NRW auch für Anlagen zur Ableitung von Abwasser, dass der Stadt 
zu überlassen ist. Die Grundrechte der Verpflichteten zu sind beachten. 

§ 19 
Haftung 

(1) 	Der Anschlussnehmer und der Indirekteinleiter haben für eine ordnungsgemäße 
Benutzung der haustechnischen Abwasseranlagen nach den Vorschriften dieser Satzung 
zu sorgen. Sie haften für alle Schäden und Nachteile, die der Stadt infolge eines 
mangelhaften Zustandes oder einer satzungswidrigen Benutzung der haustechnischen 
Abwasseranlagen oder infolge einer satzungswidrigen Benutzung der öffentlichen 
Abwasseranlage entstehen. 
Insbesondere hat derjenige, der durch Nichtbeachtung der Einleitungsbedingungen eine 
Erhöhung der Abwasserabgabe verursacht, der Stadt den erhöhten Betrag zu erstatten. 
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(2) In gleichem Umfang hat der Ersatzpflichtige die Stadt von Ersatzansprüchen Dritter 
freizustellen. 

(3) 	Die Stadt haftet nicht für Schäden, die durch höhere Gewalt hervorgerufen werden. Sie 
haftet auch nicht für Schäden, die dadurch entstehen, dass die vorgeschriebenen 
Rückstausicherungen nicht vorhanden sind oder nicht ordnungsgemäß funktionieren. 

§ 20 

Berechtigte und Verpflichtete 


(1)Die Rechte und Pflichten, die sich aus der Satzung für Grundstückseigentümer 
ergeben, gelten entsprechend für Erbbauberechtigte und sonstige zur Nutzung des 
Grundstücks dinglich Berechtigte sowie für die Träger der Baulast von Straßen, Wegen 
und Plätzen innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile. 

(2) Darüber hinaus gelten die Pflichten, die sich aus dieser Satzung für die Benutzung der 
öffentlichen Abwasseranlage ergeben, für jeden, der  

1. 	berechtigt oder verpflichtet ist, das auf den angeschlossenen Grundstücken 
anfallende Abwasser abzuleiten (also insbesondere auch Pächter, Mieter, 
Untermieter etc.) 
oder 

2. 	 der öffentlichen Abwasseranlage tatsächlich Abwasser  zuführt. 

(3) Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner. 

§ 21 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen 
1. § 7 Absatz 1 und 2  

Abwässer oder Stoffe in die öffentliche Abwasseranlage einleitet oder 

einbringt, deren Einleitung oder Einbringung ausgeschlossen ist. 


2. 	 § 7 Absatz 3 und 4 
Abwasser über den zugelassenen Volumenstrom hinaus einleitet oder hinsichtlich der 
Beschaffenheit und der Inhaltsstoffe des Abwassers die Grenzwerte nicht einhält oder 
das Abwasser zur Einhaltung der Grenzwerte verdünnt oder vermischt. 

3. § 7 Absatz 5 
Abwasser ohne Einwilligung der Stadt auf anderen Wegen als über die 
Anschlussleitung eines Grundstückes in die öffentliche Abwasseranlage einleitet. 

4. § 8 
Abwasser mit Leichtflüssigkeiten wie Benzin, Benzol, Diesel-, Heiz- oder Schmieröl 
sowie fetthaltiges Abwasser vor der Einleitung in die öffentliche Abwasseranlage nicht 
in entsprechende Abscheider einleitet oder Abscheider nicht oder nicht 
ordnungsgemäß einbaut oder betreibt oder Abscheidergut nicht in Über einstimmung 
mit den abfallrechtlichen Vorschriften entsorgt oder Abscheidergut der öffentlichen 
Abwasseranlage zuführt. 

5. § 9 Absatz 2

das Abwasser nicht in die öffentliche Abwasseranlage einleitet. 


6. § 9 Absatz 6 
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in den im Trennsystem entwässerten Bereichen das Schmutz- und das 
Niederschlagswasser nicht den jeweils dafür bestimmten Anlagen zuführt. 

7. § 11 
auf seinem Grundstück anfallendes Niederschlagswasser als Brauchwasser nutzt, 
ohne dieses der Gemeinde angezeigt zu haben. 

8. §§ 12, Abs. 4, 13 Absatz 4 

die Pumpenschächte, die Inspektionsöffnungen oder Einsteigeschächte nicht 

frei zugänglich hält


9. § 14 Absatz 1 

den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage ohne vorherige  

Zustimmung der Stadt herstellt oder ändert. 


10. 	 § 14 Absatz 2 
den Abbruch eines mit einem Anschluss versehenen Gebäudes nicht oder nicht 
rechtzeitig der Stadt mitteilt. 

11. § 15 
        die Bescheinigung über das Ergebnis der Zustands- und Funktionsprüfung 

der Stadt entgegen § 15 Abs. 6 Satz 3 dieser Satzung nicht vorlegt. 

12. § 16 Absatz 2 
der Stadt die abwassererzeugenden Betriebsvorgänge nicht oder nicht rechtzeitig 
benennt oder auf ein entsprechendes Verlangen der Stadt hin keine oder nur eine 
unzureichende Auskunft über die Zusammensetzung des Abwassers, den 
Abwasseranfall und die Vorbehandlung des Abwassers erteilt. 

13. § 18 Absatz 3 
die Bediensteten der Stadt oder die durch die Stadt Beauftragten mit  
Berechtigungsausweis daran hindert, zum Zweck der Erfüllung der Gemeindlichen 
Abwasserbeseitigungspflicht oder zum Vollzug dieser Satzung die angeschlossenen 
Grundstücke zu betreten, oder diesem Personenkreis nicht ungehinderten Zutritt zu 
allen Anlageteilen auf den angeschlossenen Grundstücken gewährt. 

(2) Ordnungswidrig 	handelt auch, wer unbefugt Arbeiten an der öffentlichen 
Abwasseranlage vornimmt, Schachtabdeckungen oder Einlaufroste öffnet, Schieber 
bedient oder in einen Bestandteil der öffentlichen Abwasseranlage, etwa einen 
Abwasserkanal, einsteigt. 

(3)Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 und 2 können mit einer Geldbuße bis zu 50.000 € 
geahndet werden. 

§ 22 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 1.1.2015 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Entwässerungsatzung der Stadt 
Emmerich am Rhein vom 12.12.1996. außer Kraft. 
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Anlage 1 

Parameter Grenzwert Untersuchungsmethode Aus der Stichprobe 

1. Temperatur bis 35°C DIN 38 404 - C 4 nicht abgesetzt (Ausgabe Dezember 1976)  
homogenisiert 

2. pH-Wert 6,5 - 9,0 DIN 38 404 - 5 nicht abgesetzt (Ausgabe Januar 1984)  
homogenisiert 

3. Absetzbare 10 ml/l DIN 38 409 - H 9 - 2 Stoffe,soweit nicht bereits jedoch mit einer  
    Absetzzeit von 0,5 h durch Abs. 2 ausgeschlossen  (Ausgabe Juli 1980) 

Anorganische Stoffe g/cbm 

1. Ammonium und 200 Ammoniak (als N) 
2. Chlor aktiv 2 
3. Cyanid gesamt 10 DIN 38 405 - D 13 - 1 nicht abgesetzt (Ausgabe Februar 1981) 

homogenisiert 
4. Cyanid freigeb. 1 DIN 38 405 - D 13 - 1 nicht abgesetzt (Ausgabe Februar 1981) 

homogenisiert 
5. Fluorid 50 DIN 38 405 - D 4 nicht abgesetzt (Ausgabe Juli 1985) homogenisiert 
6. Nitrit 10 DIN 38 405 - D 10 nicht abgesetzt (Ausgabe Februar 1981) homogenisiert 
7. Sulfat 400 DIN 38 405 - D 5 - 2 nicht abgesetzt (Ausgabe Januar 1985) homogenisiert 
8. Sulfid 1 DEV D 7 b nicht abgesetzt (7. Lieferung 1975) 
9. Phosphatverbindungen 50 homogenisiert nicht abgesetzt 

Metalle g/cbm 

1. Arsen 0,1 DIN 38 405 - D 18 nicht abgesetzt (Ausgabe September 1985) homogenisiert 
2. Barium 5 
3. Blei 1 DIN 38 406 - E 6 - 1/3 nicht abgesetzt (Ausgabe Mai 1981) homogenisiert 
4. Cadmium 0,2 DIN 38 406 - E 19 - 1/3 nicht abgesetzt (Ausgabe Juli 1980) homogenisiert 
5. Chrom gesamt 1,0 DIN 38 406 - E 10 nicht abgesetzt (Ausgabe Juni 1985) homogenisiert 
6. Chrom VI 0,2 DIN 38 405 - D 24 nicht abgesetzt (Ausgabe Mai 1987)  homogenisiert 

Parameter Grenzwert Untersuchungsmethode Aus der Stichprobe 
7. Cobalt 2 DIN 38 406 - E 21 nicht abgesetzt (Ausgabe September 1980)  

homogenisiert 

8. Eisen 20 

9. Kupfer 1 DIN 38 406 - E 19 - 1/3 nicht abgesetzt (Ausgabe Juli 1980)  
homogenisiert 

10. Nickel 0,5 DIN 38 406 - E 19 - 1/3 nicht abgesetzt (Ausgabe Juli 1980) homogenisiert mit 
pyrolytisch beschichteten Graphitrohr 

11. Quecksilber 0,05 DIN 38 406 -E 12 - 3 nicht abgesetzt (Ausgabe Juli 1989) homogenisiert 

12. Selen 1 DIN 38 405 Teil 23 nicht abgesetzt (Entwurf Januar 1986) homogenisiert 

13. Silber 1 DIN 38 4066 - E 21 nicht abgesetzt (Ausgabe September 1980) homogenisiert 

14. Zink 5 DIN 38 406 - E 21 nicht abgesetzt (Ausgabe September 1980) homogenisiert 
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15. Zinn 5 

Parameter Grenzwert Untersuchungsmethode Aus der Stichprobe 

Organische Stoffe g/cbm 

Kohlenwasserstoffe 20 DIN 38 409 - H 18 nicht abgesetzt 
(Ausgabe Februar 1981) homogenisiert 
Schwerflüchtige lipo 
phile Stoffe 50 
Polymere 

Detergenzien 20 

1,1,1-Trichlorethan 0,5 mg/l DIN 38 407 - F 4 nicht abgesetzt 
Trichlorethen je Einzel- (Entwurf von April 1985) 
Tetrachlorethen substanz je Extraktion z. B. mit 
Trichlormethan doch in der Hexan; Gaschromatographie 
Summe<=l mg/l z. B. mit 50 m PPG -Glas­
und 30 m DB l- Quarzkapillarsäule 
Parameter Grenzwert Untersuchungsmethode Aus der Stichprobe 

lipophile Stoffe 250 mg/l 1) 

halogenhalt.org.Verb. 0,5 DIN 38 409 - H 14 nicht abgesetzt 
bestimmt als AOX (x) (Ausgabe März 1985) 
Adsorption nach 8.2.2, 
Mitverbrennen der 
Keramikwolle 

Phenoloische Ver- 50 
bindungen 

Polychlorierte 
Biphenyle PCB 0,001 mg/l Gaschromatographie Meß- nicht abgesetzt 
verfahren nach DIN 51 527 
Teil 1 zuzügl. analog 38 407 F 2 Manuskript für Weißdruck von Dezember 1989 

(x) Grenzwert soweit nicht ein anderer durch die Genehmigung nach der VGS festgesetzt 
wurde 

Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
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d) 	 der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Emmerich am Rhein, den 17.12.2014 

Johannes Diks 
Bürgermeister 

5. Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der Stadt Emmerich am Rhein vom 
17.12.2014 

Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 in Verbindung mit § 41 Abs. 1 Satz 2 f der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO) vom 14. Juli 1994 (GV NW S.666), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 19.12.2013 (GV NW S.878) und der §§ 1 und 9 Abs. 1-3 des Gesetzes 
über Abgaben für das Einleiten von Abwasser in Gewässer (Abwasserabgabengesetz) vom 
18.01.2005 (BGBL S. 114), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 02.09.2014 (BGBI I S. 
1474), der §§ 64 und 65 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landeswassergesetz-LWG-) vom 25. Juni 1995 (GV NW S.926), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 05.03.2013 (GV NW S.1133), der §§ 1, 2, 4, 6 bis 8 und 10 des 
Kommunalabgabengesetzes (KAG) für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 
(GV NW S. 712/SGV.NW. 610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.12.2011 (GV NW S. 
687), hat der Rat der Stadt Emmerich in seiner Sitzung am 16.12.2014 folgende Satzung 
beschlossen:  

§ 1 
Benutzungsgebühren und Kleineinleiterabgaben 

(1) Für die Inanspruchnahme der Abwasseranlagen im Sinne des § 4 Abs. 2 KAG erhebt die   
Stadt zur Deckung der Kosten im Sinne des § 6 Abs. 2 KAG Benutzungsgebühren 
(Abwassergebühren). 

(2) Die Abwasserabgabe für eigene Einleitungen der Stadt wird über die Benutzungsgebühr 
abgewälzt. 

(3) Die Abwasserabgabe für Fremdeinleitungen für die die Stadt die Abgabe zu entrichten hat, 
wird als Gebühr auf den Fremdeinleiter abgewälzt (Fremdeinleitergebühr).  

(4) In allen Fragen der Gebührenerhebung wird die Stadt vertreten durch den städtischen 
Eigenbetrieb "Kommunalbetriebe Emmerich am Rhein (KBE)". 

§ 2 

Gebühren- und Abgabepflichtige


(1) Gebühren-bzw. Abgabepflichtige sind: 
a) der Eigentümer des Grundstückes, wenn ein Erbbaurecht bestellt ist, der Erbbauberechtigte 
b) der Inhaber eines auf dem Grundstück befindlichen Betriebes 
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c) der Nießbraucher oder sonstige zur Nutzung des Grundstückes dinglich Berechtigte des 
Grundstückes von dem die Benutzung der Entwässerungsanlage aus geht, bzw. von dem die 
Fremdeinleitung von Abwasser ausgeht. Mehrere Gebühren- bzw. Abgabepflichtige sind 
Gesamtschuldner. 

(2) Im Falle eines Wechsels in der Person des Gebühren- bzw. Abgabepflichtigen ist der neue 
Pflichtige von Beginn des Monats an gebühren- bzw. abgabepflichtig der dem Monat der 
Rechtsänderung folgt. 

(3) Ein Eigentums- bzw. Nutzungswechsel hat der bisherige und neue Gebühren- bzw. 
Abgabepflichtige der Stadt innerhalb eines Monats nach Rechtsänderung schriftlich 
mitzuteilen. Wenn der bisherige Pflichtige seine Mitteilungspflicht versäumt hat, so haftet er für 
die Abwassergebühren die auf den Zeitpunkt bis zum Eingang der Mitteilung bei der Stadt 
entfallen neben dem neuen Pflichtigen. 

(4) Die Gebühren- und Abgabepflichtigen haben alle für die Errechnung der Gebühren und 
Abgaben erforderlichen Auskünfte zu erteilen, sowie Daten und Unterlagen zu überlassen und 
zu dulden, dass Beauftragte der Stadt das Grundstück betreten, um die 
Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu überprüfen.  

§ 3 

Entstehung und Beendigung der Gebühren- und Abgabenpflicht 


(1) Die Gebührenpflicht beginnt mit dem Ersten des Monats der auf den Zeitpunkt der 
betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses folgt. Diese Regelung gilt auch für die erstmalige 
Fremdeinleitung von Abwässern. Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr und bei Entstehung 
der Gebührenpflicht während eines Kalenderjahres der Restteil des Jahres. 

(2) Für Anschlüsse die beim Inkrafttreten dieser Satzung bereits bestehen beginnt die 
Gebührenpflicht nach dieser Satzung mit deren Inkrafttreten. Diese Regelung gilt auch für die 
Fremdeinleitung von Abwässern. 

(3) Die Gebührenpflicht endet mit dem Wegfall des Anschlusses an die Abwasseranlage bzw. 
mit dem Wegfall der Fremdeinleitung von Abwasser. Endet die Gebühren- oder Abgabepflicht 
im Laufe eines Monats, so wird die Benutzungsgebühr bis zum Ablauf des Monats erhoben, in 
dem die Veränderung erfolgt. 

(4) Die Abgabepflicht entsteht jeweils zu Beginn eines Kalenderjahres frühestens mit Beginn 
des Kalenderjahres, das auf den Beginn der Einleitung folgt. 

§ 4 

Gebühren- und Abgabemaßstab 


(1) Die Benutzungsgebühren werden nach der Menge der Abwässer und dem Grad der 
Verschmutzung der Abwässer gerechnet, die den öffentlichen Entwässerungsanlagen im 
Sinne des § 1 Abs. 1 dieser Satzung von den angeschlossenen Grundstücken zugeführt 
werden. 
Abwasser im Sinne dieser Satzung ist 
a) das durch häuslichen, industriellen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen 
Gebrauch in seiner Eigenschaft veränderte und das bei Trockenwetter damit zusammen 
abfließende Wasser, 
b) Grundwasser, 
c) das von Niederschlägen aus den Bereich von bebauten und/oder befestigten Flächen 
abfließende Wasser. 
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(2) Berechnungseinheit ist der Kubikmeter Schmutzwasser bzw. der Quadratmeter 
Grundstücksfläche, von dem Niederschlagswasser der Abwasseranlage zugeführt wird. 
Die Schmutzfrachtkonzentration ermittelt sich nach den chemischen Sauerstoffbedarf (= 
CSB). 

(3) Wird die tatsächliche von dem Grundstück zugeleitete Abwassermenge nicht durch 
geeignete Messeinrichtungen ermittelt, gelten als Abwassermenge die dem Grundstück aus 
öffentlichen und privaten Wasserversorgungsanlagen zugeführten Wassermengen abzügl. der 
nachgewiesenen auf dem Grundstück verbrauchten oder zurückgehaltenen Wassermengen ­
Frischwassermaßstab-. 

(4) Die dem Grundstück zugeführten Wassermengen werden durch Wassermesser ermittelt. 

Bei Bezug aus öffentlichen Versorgungsanlagen gilt als Abwassermenge die für das 

Wassergeld zugrundegelegte Verbrauchsmenge des laufenden Kalenderjahres. 

Bei Gewerbe- und Industriebetrieben mit einem jährlichen Wasserverbrauch von mehr als 

1.000 cbm (Großeinleiter) und bei Gewerbe- und Industriebetrieben, die nicht unter den Begriff 

Großeinleiter fallen, deren Abwässer jedoch eine erhöhte Verschmutzung bzw. Schädlichkeit 

aufweisen, erfolgt die Ermittlung der Klärwerksgebühr unter Berücksichtigung der individuell 

ermittelten Schmutzfrachtkonzentrationen.


(5) Wer der Abwasseranlage Abwasser zuführt, die aus eigenen oder sonstigen privaten 

Wasserversorgungsanlagen stammen, ist verpflichtet, der Stadt dies unverzüglich mitzuteilen. 

Auf Verlangen der Stadt sind die aus eigenen Anlagen geförderten Wassermengen durch 

Messvorrichtungen nachzuweisen. Der Gebührenpflichtige hat die Vorrichtungen auf seine 

Kosten zu beschaffen, einzubauen und zu unterhalten. Die Vorrichtungen müssen von der 

Stadt anerkannt sein.


(6) Ist die dem Grundstück zugeführte Wassermenge nicht anhand von Wassermessern zu 

ermitteln oder hat ein Wassermesser nicht richtig oder überhaupt nicht angezeigt, ist die Stadt 

berechtigt, die Wassermenge zu schätzen. Bei Privathaushalten kann die Stadt Emmerich am 

Rhein bei Schätzung der Wassermenge einen Wasserverbrauch von 40 cbm/je Person/ pro 

Jahr zugrundelegen. Stichtag bei der Ermittlung der Personenzahl ist der 01.01. des 

Erhebungszeitraumes bzw. bei einem Neuanschluss der Zeitpunkt des Bezuges.


(7) Der Abzug der auf dem Grundstück verbrauchten und zurückgehaltenen Wassermengen 

des abgelaufenen Kalenderjahres ist innerhalb von drei Monaten nach Beginn des folgenden 

Jahres geltend zu machen (Ausschlussfrist). Der Nachweis obliegt dem Gebührenpflichtigen.


(8) Bei landwirtschaftlichen Betrieben mit Großviehhaltung wird die Wassermenge um 8 

cbm/Jahr für jedes Stück Großvieh herabgesetzt. Maßgebend ist die Viehzahl aus dem 

Stichtag der Viehzählung des vorletzten Kalenderjahres. Für darüber hinausgehende und 

sonstige nicht eingeleitete Wassermengen von landwirtschaftlichen Betrieben gelten die 

Absätze 2 und 6. 


(9) Die Stadt Emmerich am Rhein ist gem. § 9 Abs. 2 Satz 1 AbwAG i.V.m. § 64 Abs. 1 Satz 1 

LWG NW anstelle von Abwassereinleitern abgabepflichtig, sofern sie nicht gem. § 53 Abs. 4 

LWG von der Beseitigungspflicht befreit ist. Maßgebend für die Abwasserabgabe für 

Fremdeinleitungen ist der jeweilige Abwasserabgabenbescheid gem. § 4 AbwAG.  


§ 5 

Gebühren- und Abgabensatz 


(1) Die Gebührensätze für die Inanspruchnahme der städt. Abwasseranlage (ohne Klärwerke) 
betragen 
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a) je cbm Schmutzwasser 1,75 Euro 
b) je qm angeschlossener Grundstücksfläche 0,48 Euro 

(2) Die Gebührensätze für die Inanspruchnahme der städt. Klärwerke betragen 
a) je cbm Schmutzwasser 1,10 Euro 
b) je qm angeschlossener Grundstücksfläche 0,52 Euro 

Es wird bei Abwasser aus Haushaltungen und Kleinbetrieben von 850 mg CSB/l und bei 
Niederschlagswasser von 425 mg CSB/l in der durchmischten Probe ausgegangen.  

(3) Bei Großeinleitern im Sinne des § 4 Abs. 4 dieser Satzung erhebt die Stadt aufgrund von 
abweichend festgelegten oder durch Abwasseruntersuchungen gemessenen CSB-
Konzentrationen für die Inanspruchnahme der städt. Klärwerke eine 

a) wasserabhängige Gebühr von 0,28 Euro/cbm Abwasser 

 b)schmutzfrachtabhängige Gebühr von  0,96 Euro/kg CSB 

Für Niederschlagswasser wird von 425 mg CSB/l in der durchmischten Probe ausgegangen. 
Die Abwasseruntersuchungen werden von der Stadt Emmerich am Rhein - auch auf Antrag 
des Betriebes - veranlasst. Die Kosten der Untersuchung trägt bei einer erstmaligen und 
niedrigeren Einstufung die Stadt, bei höheren Einstufungen der Gebührenpflichtige und bei 
gleichbleibender Einstufung der Veranlasser der Untersuchung. 

Die Stadt bestimmt Art, Anzahl und Zeitpunkt der Untersuchungen, wobei mengenabhängige 
Tagesmischproben entnommen werden. 

Sofern mengenmäßige Proben nicht entnommen werden können, werden zeitabhängige 
Tagesmischproben genommen. Als CSB wird das arithmetische Mittel aller Messungen 
innerhalb eines Erhebungszeitraumes zugrunde gelegt. Der so ermittelte CSB gilt für das 
Jahr, in dem die geänderte Konzentration (CSB) festgestellt wurde. 

(4) Ist ein Anschlussberechtigter vom Anschluss- und Benutzungszwang für das Einleiten von 
Niederschlagswasser befreit, so ergibt sich hieraus eine Gebührenbefreiung für den Teil des 
Niederschlagswassers, der nicht der Abwasseranlage zugeführt wird. 

§ 6 

Gebühren- und Abgabenabrechnung 


(1) Die Gebühren und Abgaben werden als Jahresgebühren- bzw. -abgaben erhoben. 
Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr, bei Entstehen oder Wegfall der Gebührenpflicht 
während eines Kalenderjahres der Restteil des Jahres. 

(2) Die Gebühren werden durch die Stadt nach Ablauf des Erhebungszeitraumes erhoben. 
Für den Erhebungszeitraum sind Vorausleistungen zu entrichten. Die Vorausleistung 
errechnet sich grundsätzlich nach der letzten bekannten Jahreswassermenge unter 
Berücksichtigung inzwischen evtl. eingetretener erheblicher Änderungen bei den 
Berechnungsgrundlagen.  
Liegen noch keine bzw. nur Teilwassermengen vor, so werden die Vorausleistungen von der 
Stadt aufgrund der bereits bekannten Verbrauchszahlen oder nach den Ver- bräuchen 
vergleichbarer Grundstücke ermittelt. 
Die Vorausleistungen werden bei der Gebührenerhebung berücksichtigt.  
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(3) Entsteht oder endet die Gebührenpflicht während des Erhebungszeitraumes, wird die 
Gebühr bzw. die ihr zugrunde liegende Wassermenge nach dem Verhältnis des jeweiligen 
Zeitraumes zum Gesamtzeitraum berechnet. Bei Neuanschlüssen wird die im Anschlussjahr 
verbrauchte Teilwassermenge der Berechnung zugrunde gelegt.
Bei Änderung der Anschlussart wird die Gebühr vom Ersten des Monats, der auf den
Zeitpunkt der Änderung folgt, berichtigt. 

(4) Die Kleineinleiterabgabe wird mit Beginn des Kalenderjahres erhoben. 

(5) Die Gebühren und Abgaben werden für ein Kalenderjahr oder, wenn die Gebührenpflicht 
erst während des Kalenderjahres beginnt, für den Rest des Jahres mit Bescheid festgesetzt. 
Der Bescheid kann mit einem anderen Abgaben- bzw. Steuerbescheid verbunden werden. 

(6) Die Gebühr bzw. die Vorausleistung oder die Abgabe wird zu je einem Viertel des 
Jahresbetrages am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November fällig. 
Der nach Anrechnung der Vorausleistung auf die Gebührenfestsetzung evtl. zuviel 
angeforderte Betrag wird verrechnet oder erstattet. Nachforderungen werden innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe des Bescheides fällig. Bis zur Erteilung eines neuen Bescheides 
sind die Gebühren und Abgaben über das Jahr hinaus an den gleichen Fälligkeitstermin weiter 
zu entrichten. 

(7) Auf Antrag kann die Gebühr oder Abgabe abweichend von Abs. 6 am 1. Juli in einem 
Jahresbetrag entrichtet werden. Der Antrag muss spätestens bis zum 30. September des 
vorangehenden Jahres gestellt werden. 

§ 7 

Erlass von Gebühren und Abgaben 


In Einzelfällen, in denen die Erhebung der Abwassergebühren offensichtlich unbillig ist, kann 
auf Antrag ein Erlass oder Teilerlass ausgesprochen werden. 

§ 8 2) 

Ordnungswidrigkeiten 

Vorsätzliche oder fahrlässige Zuwiderhandlung gegen § 2 Abs. 4 und § 4 Absätze 4, 5 und 8 
dieser Satzung können mit Bußgeld geahndet werden. Die Geldbuße beträgt mindestens 25 
Euro. Sie beträgt bei vorsätzlicher Zuwiderhandlung höchstens 500 Euro, bei fahrlässiger 
Zuwiderhandlung höchstens 250 Euro. Für das Verfahren gelten die Vorschriften des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der jeweils geltenden Fassung. Zuständige 
Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Ordnungswidrigkeitengesetz ist der 
Bürgermeister. 

§ 9 
In-Kraft-Treten 

Diese Satzung tritt am 01.01.2015 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Beitrags- und 
Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der Stadt Emmerich vom 12. 12.1996 in der 
Fassung der 11. Nachtragssatzung vom 11.12.2013 außer Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) 	 der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Emmerich am Rhein, den 17.12.2014 

Johannes Diks 
Bürgermeister 

6. 	 9. Nachtragssatzung vom 17.12.2014 zur Satzung über die Straßenreinigung und die 
Erhebung von Straßenreinigungsgebühren in der Stadt Emmerich am Rhein 
(Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) vom 13. Dezember 2006           

Aufgrund von §§ 7 u. 8 i. V. m. § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f und § 76 Abs. 1 u. 2 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 14.07.1994 (GV NW S. 666) zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 19.12.2013 (GV NW S.878), der §§ 1 – 4 des Gesetzes über die 
Reinigung öffentlicher Straßen-Straßenreinigungsgesetz NRW (StrReinG) vom 18.12.1975 
(GV NRW S. 706) zuletzt geändert durch Gesetz vom 30.06.2009 (GV NW S.390) und der §§ 
4 u. 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 
21.10.1969 (GV NW S. 712) zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.12.2011 (GV NW S.687) 
hat der Rat der Stadt Emmerich am Rhein in seiner Sitzung am 16.12.2014 folgende 9. 
Nachtragssatzung beschlossen. 

Artikel 1 

Im Straßenverzeichnis im Anhang zur Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung 
von Straßenreinigungsgebühren in der Stadt Emmerich am Rhein (Straßenreinigung- und 
Gebührensatzung) vom 13.Dezember 2006 ändern sich folgender Einträge: 

Kennzahl Straßenbezeichnung 

Reini­
gungs-  
klassen 

Reinigungs 
-häufigkeit 

Winter­
dienst 

00507 Konrad-Adenauer-Straße R 1 1 x W 0 
00870 Raiffeisenstraße 

       Reeser Straße bis Bahnweg R 0 -- W 1 
Bahnweg bis Grüne Straße R 0 -- W 0 

00877 Rosenstraße R 0 -- W 0 

Der Eintrag „00547 Ossenweg“ entfällt ersatzlos. 

Artikel 2 

Diese Satzung tritt  am 01.01.2015 in Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung: 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet, 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

Emmerich am Rhein, den 17.12.2014 

Johannes Diks 
Bürgermeister 

7. Umbenennung der Beitragssatzung zur Entwässerungssatzung der Stadt Emmerich 
am Rhein 

Gemäß Ratsbeschluss vom 16.12.2014 wird die Entwässerungssatzung der Stadt Emmerich 
am Rhein neugefasst und als Entwässerungssatzung der Stadt Emmerich am Rhein vom 
17.12.2014 bekannt gemacht.  

Ebenfalls gemäß Ratsbeschluss vom 16.12.2014 erhält die dazugehörige Beitragssatzung die 
Benennung: 

Beitragssatzung zur Entwässerungssatzung der

Stadt Emmerich am Rhein 


vom 17.12.2014 


Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende Satzungsumbenennung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 
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c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Emmerich am Rhein, den 17.12.2014 

Johannes Diks 
Bürgermeister 

8. Satzung zum Schutz des Baumbestandes der Stadt Emmerich am Rhein vom 
16.12.2014 

Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein hat aufgrund von § 7 Abs. 3 in Verbindung mit § 41 
Abs. 1 Buchstabe f) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW)  
vom 14.07.1994 (GV. NW S. 666), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes zur 
Weiterentwicklung der politischen Partizipation in den Gemeinden und zur Änderung 
kommunalverfassungsrechtlicher Vorschriften vom 19.12.2013 (GV. NRW  S. 878), in Kraft 
getreten am 31.12.2013 in Verbindung mit § 45 des Gesetzes zur Sicherung des 
Naturhaushaltes und zur Entwicklung der Landschaft (Landschaftsgesetz – LG vom 
21.07.2000 (GV NRW S. 568), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.03.2010, in Kraft 
getreten am 31.03.2010 (GV. NRW S. 185 ) – jeweils in der bei Erlass dieser Satzung 
geltenden Fassung – in seiner Sitzung vom 16.12.2014 folgende Satzung beschlossen:  

§ 1 

Gegenstand der Satzung 


(1) Nach Maßgabe dieser Satzung wird der Baumbestand (Bäume) zur  
     a) Sicherstellung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes,
     b) Gestaltung, Gliederung und Pflege des Orts- und Landschaftsbildes und zur Sicherung 

der Naherholung,

     c) Abwehr schädlicher Einwirkungen, 

     d) Erhaltung oder Verbesserung des Stadtklimas, 

     e) Erhaltung eines artenreichen Baumbestandes,


 f) Erhaltung und Schutz der Tierwelt, 

         geschützt. 

(2) Geschützte Bäume sind zu erhalten und mit diesem Ziel zu pflegen und vor Gefährdung   
     zu bewahren. 

§ 2 
Geltungsbereich 

(1) Diese Satzung regelt den Schutz des Baumbestandes innerhalb der im Zusammenhang 
     bebauten Ortsteile und des Geltungsbereichs der Bebauungspläne. 

(2) Diese Satzung gilt nicht für den Geltungsbereich von Bebauungsplänen, in denen land-  
     oder forstwirtschaftliche Nutzung oder Grünflächen festgelegt sind, wenn und soweit sich 
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     ein Landschaftsplan auf diese Flächen erstreckt (§ 16 Abs. 1 LG). Diese Satzung findet 
     weiter keine Anwendung, wenn innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile und     
     des Geltungsbereichs der Bebauungspläne durch ordnungsbehördliche Verordnung   
     Naturschutzgebiete, Naturdenkmale oder geschützte Landschaftsbestandteile 
     ausgewiesen werden (§ 42 a Abs. 2 LG) oder Sicherstellungsanordnungen ergehen (§ 42  
     e LG), sofern die Verordnung oder Sicherstellungsanordnungen Regelungen für den  

Baumbestand enthalten. 

(3) Die Vorschriften dieser Satzung gelten nicht für Wald im Sinne des Gesetzes zur 
     Erhaltung des Waldes und zur Förderung der Forstwirtschaft (Bundeswaldgesetz) vom 
     02.05.1975 (BGBL. I S. 1037) , zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom  
     31.07.2010 (BGBl. I S. 1050) , und des Forstgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
     (Landesforstgesetz – LFoG ) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24.04.1980 (SGV 
     NW S. 546 ), zuletzt geändert durch  Viertes ÄndGesetz vom 3.12.2013 ( GV NRW S.  
     727), in Kraft getreten am 12.12.2013.   

§ 3 

Geschützte Bäume 


(1) Geschützt sind Bäume mit einem Stammumfang von mindestens 80 cm und mehr, 
     gemessen in einer Höhe von 100 cm über dem Erdboden (geschützte Bäume). Liegt der  
     Kronenansatz unter dieser Höhe, so ist der Stammumfang unmittelbar unter dem 
     Kronenansatz maßgebend. Mehrstämmige Bäume sind geschützt, wenn die Summe der 
     Stammumfänge 80 cm beträgt und mindestens ein Stamm einen Mindestumfang von 30     

cm aufweist. 

(2) Diese Satzung gilt auch für Bäume, die aufgrund von Festsetzung eines Bebauungs- 
     planes zu erhalten sind, auch wenn die Voraussetzungen des Abs. 1 nicht vorliegen, und/ 
     oder für die nach dieser Satzung vorgenommenen Ersatzpflanzungen (siehe. § 7). 

(3) Nicht unter diese Satzung fallen Obstbäume mit Ausnahme von Walnussbäumen und  
     Esskastanien, Nadelhölzer mit Ausnahme von Gingko (Fächerblattbaum), Birken,  
     Pappeln und Weiden. 

§ 4 

Verbotene Handlungen 


(1) Im Geltungsbereich dieser Satzung ist es verboten, geschützte Bäume zu entfernen, zu 
     zerstören, zu schädigen oder ihren Aufbau wesentlich zu verändern. Eine wesentliche  
     Veränderung des Aufbaus liegt vor, wenn an geschützten Bäumen Eingriffe 
     vorgenommen werden, die auf das charakteristische Aussehen erheblich einwirken oder  
     das weitere Wachstum beeinträchtigen. 

(2) Unter die Verbote des Absatzes 1 fallen nicht ordnungsgemäße Maßnahmen zur Pflege  
     und Erhaltung geschützter Bäume sowie Maßnahmen zum Betrieb von Baumschulen  
     oder Gärtnereien, zur Gestaltung, Pflege und Sicherung von öffentlichen Grünflächen      
     sowie zur Bewirtschaftung von Wald. 
(3) Unter die Verbote des Absatzes 1 fallen auch Einwirkungen auf den Raum (Wurzel- und 
     Kronenbereich), den geschützte Bäume zur Existenz benötigen und die zur Schädigung 
     oder zum Absterben des Baumes führen oder führen können, insbesondere durch: 
     a) Befestigung der Fläche mit einer wasserundurchlässigen Decke (z.B. Asphalt, Beton), 
     b) Abgrabungen, Ausschachtungen (z.B. durch Aushebung von Gräben) oder    
         Aufschüttungen, 
     c) Lagern, Anschütten oder Ausgießen von Salzen, Säuren, Ölen, Laugen, Farben oder  
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Abwässern, 

     d) Austreten von Gasen und anderen schädlichen Stoffen aus Leitungen. 

     e) Anwendung von Unkrautvernichtungsmitteln (Herbizide), soweit sie nicht für die  

         Anwendung unter Gehölzen zugelassen sind, sowie

     f) Anwendung von Streusalzen, soweit nicht durch die Straßenreinigungs- und 

        Gebührensatzung etwas anderes bestimmt ist. 


Buchstabe a) und b) gelten nicht für Bäume an öffentlichen Straßen und Wegen, wenn auf 
anderer Weise Vorsorge gegen ein Absterben der Bäume getroffen ist bzw. wird. 

§ 5 

Anordnung von Maßnahmen 


(1) Die Stadt kann anordnen, dass der Eigentümer oder Nutzungsberechtigte eines 
     Grundstückes bestimmte Maßnahmen zur Pflege, zur Erhaltung und zum Schutze von  
     gefährdeten Bäumen im Sinne des § 1 dieser Satzung trifft; dies gilt insbesondere im     

Zusammenhang mit der Durchführung von Baumaßnahmen. 

(2) Trifft der Eigentümer oder Nutzungsberechtigte eines Grundstücks Maßnahmen, die eine 
     schädigende Wirkung auf geschützte Bäume angrenzender Grundstücke haben können, 
     findet Absatz 1 entsprechende Anwendung. 

(3) Die Stadt kann anordnen, dass der Eigentümer oder Nutzungsberechtigte die 
     Durchführung bestimmter Pflege- und Erhaltungsmaßnahmen an geschützten Bäumen 
     durch die Stadt oder durch von ihr Beauftragte duldet, sofern ihm die Durchführung nicht 
     selbst zugemutet werden kann. 

§ 6 

Ausnahmen und Befreiungen 


(1) Ausnahmen zu den Verboten des § 4 sind zu genehmigen, wenn 
     a) der Eigentümer oder Nutzungsberechtigte eines Grundstückes aufgrund von  
         Vorschriften des öffentlichen Rechts verpflichtet ist, geschützte Bäume zu entfernen  
         oder ihren Aufbau wesentlich zu verändern, und er sich nicht in anderer zumutbarer  
         Weise von dieser Verpflichtung befreien kann, 
     b) eine nach den baurechtlichen Vorschriften zulässige Nutzung sonst nicht oder nur  
         unter wesentlichen Beschränkungen verwirklicht werden kann,
     c) von dem geschützten Baum Gefahren ausgehen und die Gefahren nicht auf andere  
         Weise mit zumutbarem Aufwand beseitigt werden können, 
     d) der geschützte Baum krank ist und die Erhaltung auch unter Berücksichtigung des  
         öffentlichen Interesses mit zumutbarem Aufwand nicht möglich ist,
     e) die Beseitigung des Baumes aus überwiegendem, auf andere Weise nicht zu 
         verwirklichen dem öffentlichen Interesse dringend erforderlich ist, 
     f) die Bäume die Einwirkung von Licht und Sonne auf Wohnräume unzumutbar  
         beeinträchtigen. Eine unzumutbare Beeinträchtigung liegt insbesondere vor, wenn  
         Fenster so beschattet werden, dass dahinter liegende Wohnräume während des Tages 
         nur mit künstlichem Licht benutzt werden können, 
     g) der geschützte Baum die artgerechte Entwicklung anderer geschützter Bäume
         beeinträchtigt,
     h) Bäume auf privaten Flächen mit ihrem Stamm näher als 8,00 m zu Außenwänden von  
         bestehenden zugelassenen Gebäuden mit Wohnungen, gewerblichen oder sonstigen 
         Aufenthaltsräumen im Sinne der Landesbauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
         stehen; gemessen wird dabei 100 cm über dem Erdboden ab Stammmitte. Nicht zu 
         den Gebäuden mit den Aufenthaltsräumen zählen insbesondere Garagen,  

- 31 -




Emmericher Amtsblatt – Ausgabe 30 – Jahrgang 2014 – vom 19. Dezember 2014 

         Geräteschuppen, Gartenlauben, Gewächshäuser, Ställe und Lagerhallen.
      i) es sich bei dem betreffenden Baum um einen stark oder stark giftigen Baum der  
         Baumarten Goldregen, Stechpalme, Akazie, Schnurbaum oder Essigbaum handelt. 

(2) Von den Verboten des § 4 können im Einzelfall Befreiungen erteilt werden, wenn  

     a) das Verbot zu einer nicht beabsichtigten Härte führen würde und eine Befreiung mit  
         den öffentlichen Interessen vereinbar ist oder 
     b) Gründe des allgemeinen Wohls die Befreiung erfordern. 

(3) Ausnahmen oder Befreiungen sind bei der Stadt schriftlich zu beantragen und zu  
     begründen. Die Erlaubnisvoraussetzungen sind vom Antragsteller darzulegen und bei 
     Bedarf auf Verlangen der Stadt Emmerich am Rhein durch diesen mittels eines 
     Sachverständigengutachtens nachzuweisen. 

(4) Die Entscheidung über die Ausnahme oder Befreiung wird schriftlich erteilt. Sie ergeht  
     unbeschadet privater Rechte Dritter und kann mit Nebenbestimmungen verbunden  

werden. Dem Fachausschuss werden die erteilten Genehmigungen nach § 6 Abs. 1 
     rückwirkend in der nächsten Ausschusssitzung mitgeteilt.  

§ 7 

Ersatzpflanzungen, Ausgleichszahlung 


(1) Wird auf der Grundlage des § 6 Abs. 1 Buchstaben b), h) oder i)  	eine Ausnahme erteilt, 
     so hat der Eigentümer oder Nutzungsberechtigte des Grundstückes auf seine Kosten für  
     jeden entfernten geschützten Baum nach Maßgabe des Absatz 3 als Ersatz neue Bäume  
     auf dem Grundstück, auf dem der Baum entfernt wurde oder falls dies aus rechtlichen 
     oder tatsächlichen Gründen unmöglich ist, auf einem anderen Grundstück im     
     Geltungsbereich dieser Satzung zu pflanzen und zu erhalten (Ersatzpflanzung). Ist ein 
     anderer Antragsteller, so tritt er an die Stelle des Eigentümers oder  
     Nutzungsberechtigten. Die Ersatzpflanzung darf nicht gleichzeitig der Erfüllung einer  
     sonstigen öffentlich rechtlichen Verpflichtung dienen. 

(2) Ist eine Ersatzpflanzung ganz oder teilweise unmöglich, so ist eine Ausgleichszahlung zu 
     leisten. Unmöglich ist eine Ersatzpflanzung, wenn ihr rechtliche oder tatsächliche Gründe  
     (fachliche Gesichtspunkte eingeschlossen) entgegenstehen. 

(3) Die Ersatzpflanzung bemisst sich nach dem Stammumfang des entfernten Baumes. 
     Beträgt der Stammumfang des entfernten Baumes, gemessen in 1 m Höhe über dem 
     Erdboden bis zu 100 cm, ist als Ersatz ein Baum derselben oder zumindest 
     gleichwertigen Art mit einem Mindestumfang von 20 cm in 1 m Höhe über dem Erdboden  
     zu pflanzen. Beträgt der Umfang mehr als 100 cm, ist für jede weiteren angefangenen  
     100 cm Stammumfang ein zusätzlicher Baum der vorbezeichneten Art zu pflanzen. Die  
     Qualität der ersatzweise zu pflanzenden Bäume hat den Qualitätsanforderungen des 
     Bundes deutscher Baumschulen zu entsprechen. 
     Wachsen die zu pflanzenden Bäume nicht an, ist die Ersatzpflanzung zu wiederholen. 

(4) Die Höhe der Ausgleichszahlung bemisst sich nach dem Wert des Baumes, mit dem  
     ansonsten die Ersatzpflanzung erfolgen müsste (Abs. 1 bis Abs. 3) zuzüglich einer  
     Pflanzkostenpauschale von 30 % des Nettoerwerbspreises. 
(5) Von der Regelung der Absätze 1 und 2 können in besonders begründeten Fällen  
     Ausnahmen zugelassen werden. 
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§ 8 

Baumschutz im Baugenehmigungsverfahren 


(1) Wird für ein Grundstück im Geltungsbereich dieser Satzung eine Baugenehmigung  
     beantragt, so sind im Lageplan die auf dem Baugrundstück und den 
     Nachbargrundstücken vorhandenen geschützten Bäume im Sinne des § 2, ihr Standort,  
     die Art, der Stammumfang und der Kronendurchmesser einzutragen.
     Ausgenommen hiervon sind Bäume auf Baugrundstücken und Nachbargrundstücken, 
     deren äußere Kronenbegrenzung in einer Entfernung von mehr als 4 m von der äußeren  
     Begrenzung des geplanten Bauvorhabens entfernt liegen.
     Wird eine Einmessung auf dem Nachbargrundstück durch den Grundstückseigentümer 
     bzw. Nutzungsberechtigten versagt, so ist hierüber eine Erklärung des Antragstellers   
     beizufügen. 

(2) Wird die Baugenehmigung für ein Vorhaben beantragt, bei dessen Verwirklichung 
     geschützte Bäume auf den Antrags- und/ oder Nachbargrundstücken entfernt, zerstört, 
     geschädigt oder verändert werden sollen, so ist der Antrag auf Erlaubnis gemäß § 6 Abs.  
     3 dem Bauantrag beizufügen. Die Entscheidung über die beantragte Erlaubnis (§ 6 Abs.  
     4) ergeht gesondert im Baugenehmigungsverfahren; ihr Inhalt wird Bestandteil der  

Baugenehmigung. 

(3) Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 gelten auch für Bauvoranfragen. Die Darstellung der
     Bäume kann in diesem Fall maßstabgerecht auf einer Abzeichnung der Flurkarte 

erfolgen. 
§ 9 

Folgenbeseitigung 

(1) Werden vom Eigentümer oder Nutzungsberechtigten des Grundstücks mit geschützten
      Bäumen entgegen den Verboten des § 4 und ohne dass die Voraussetzungen für eine 
     Ausnahme oder Befreiung nach § 6 vorliegen, geschützte Bäume entfernt oder zerstört, 
     so hat der Eigentümer oder Nutzungsberechtigte für jeden entfernten oder zerstörten  
     geschützten Baum nach Maßgabe des Absatz 4 gleichwertige Bäume  zu pflanzen und zu 
     erhalten (Ersatzpflanzung). 

(2) Werden vom Eigentümer oder Nutzungsberechtigten des Grundstückes mit geschützten 
     Bäumen entgegen den Verboten des § 4 und ohne dass die Voraussetzungen für eine  
     Ausnahme oder Befreiung nach § 6 vorliegen, geschützte Bäume geschädigt oder wird ihr  
     Aufbau wesentlich verändert, so hat der Eigentümer oder Nutzungsberechtigte, soweit  
     dies möglich ist, Schäden oder Veränderungen zu beseitigen oder zu mildern. 

(3) Ist in Fällen des Absatzes 1 eine Ersatzpflanzung aus rechtlichen oder tatsächlichen  
     Gründen ganz oder teilweise nicht möglich, so ist eine Ausgleichszahlung für jeden zu  
     ersetzenden geschützten Baum zu leisten. 
(4) Für die Ersatzpflanzung (Abs. 1) und die Ausgleichszahlung (Abs. 3) sind die 
     Bestimmungen des § 7 sinngemäß anzuwenden, mit der zusätzlichen Maßgabe, dass die 
     Ersatzpflanzung an dem gleichen Standort, bzw. soweit dies nicht möglich ist, in 
     unmittelbarer Nähe des beseitigten Baumes zu erfolgen hat. 

(5) Hat ein Dritter geschützte Bäume ohne Berechtigung entfernt, zerstört oder geschädigt 
     oder ihren Aufbau wesentlich verändert, so entstehen die Verpflichtungen für den 
     Eigentümer oder Nutzungsberechtigten nach den Absätzen 1 und 4 nur bis zur Höhe des 
     Ersatzanspruchs gegenüber dem Dritten, wenn der Ersatzanspruch geringer ist als die 
     Aufwendungen, die bei Erfüllung der Verpflichtungen nach den Absätzen 1 bis 4 zu  
     erbringen wären. 
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§ 10 

 Verwendung von Ausgleichszahlungen 


Die nach dieser Satzung zu entrichtenden Ausgleichszahlungen sind an die Stadt zu leisten. 
Sie sind zweckgebunden für Ersatzpflanzungen von Bäumen im  Stadtgebiet zu verwenden. 

§ 11 

Betreten von Grundstücken 


Die Beauftragten der Stadt sind berechtigt, nach angemessener Vorankündigung zum Zwecke 

der Durchführung dieser Satzung Grundstücke zu betreten; sie sind verpflichtet, sich auf 

Verlangen des Grundstückseigentümers oder des Nutzungsberechtigten auszuweisen.  

Sofern Gefahr im Verzuge besteht, kann auf eine Vorankündigung verzichtet werden. 


§ 12 
 Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig gemäß § 70 Abs. 1 Nr. 17 LG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
     a) geschützte Bäume entgegen den Verboten des § 4 und ohne Ausnahmegenehmigung  
         nach § 6 entfernt, zerstört, schädigt oder ihren Aufbau wesentlich verändert, 
     b) Anordnungen zur Pflege, zur Erhaltung oder zur sonstigen Sicherung gefährdeter  
         geschützter Bäume gemäß § 5 Absätze 1 und 2 nicht Folge leistet,

     c) Nebenbestimmungen einer Ausnahmegenehmigung nach § 6 nicht erfüllt,

     d) entgegen § 8 Absätze 1 und 3 geschützte Bäume nicht in den Lageplan einträgt. 


(2) Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 71 Abs. 1 LG mit einer Geldbuße bis zu 50.000  
     Euro geahndet werden, soweit die Zuwiderhandlungen nicht nach anderen  

Rechtsvorschriften mit Strafe bedroht sind. 

§ 13 
Gebührenfreiheit 

Entscheidungen im Rahmen dieser Satzung sind gebührenfrei. Von dieser Regelung 
unberührt bleiben die sich aus den Vorschriften dieser Satzung ergebenden Zahlungs- und 
Leistungspflichten.  

§ 14 
 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.  

Gleichzeitig tritt die Satzung zum Schutze des Baumbestandes der Stadt Emmerich am  Rhein 

vom 26.10.1987  außer Kraft. 


Bekanntmachungsanordnung 
Die Satzung zum Schutz des Baumbestandes der Stadt Emmerich am Rhein vom 16.12.2014 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
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b) 	 die Änderung der Gebührenordnung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
 gemacht worden, 
c) 	 der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) 	 der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Emmerich am Rhein  vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

Emmerich am Rhein, den 16. Dezember 2014 

Johannes Diks 
Bürgermeister 

9. 71. Änderung des Flächennutzungsplanes betreffend Umwandlung von drei 
gewerblichen Bauflächen und einer Grünfläche in Flächen für die 
Landwirtschaft(Virtueller Gewerbeflächenpool im Kreis Kleve);  
hier: 	Erneute öffentliche Auslegung des Änderungsentwurfes         

Der Ausschuss für Stadtentwicklung des Rates der Stadt Emmerich am Rhein hat in seiner 
Sitzung am 27.09.2011 beschlossen, den Entwurf der 71. Änderung des 
Flächennutzungsplanes der Stadt Emmerich am Rhein (FNP) mit seiner Begründung gemäß § 
3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) auszulegen. 

Ziel der Änderung ist die Anpassung der FNP-Darstellungen an die 69. Änderung des 
Regionalplanes für den Regierungsbezirk Düsseldorf (Gebietsentwicklungsplan/GEP 99) zur 
Einführung des regionalplanerischen Steuerungsinstrumentes „Virtueller Gewerbeflächenpool 
für den Kreis Kleve“ für die Zuweisung von Gewerbeentwicklungsflächen. Hierzu werden drei 
Gewerbeflächendarstellungen und eine Grünflächendarstellung in Freiraum (Flächen für die 
Landwirtschaft) umgewandelt. 

Es handelt sich hierbei um eine erneute Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB, um den 
Anforderungen der aktuellen Rechtsprechung Genüge zu tun. Der Planänderungsentwurf 
wurde nach der öffentlichen Auslegung inhaltlich nicht geändert, somit sind die Grundzüge der 
Planung nicht berührt. 
Da es sich bei dieser öffentlichen Auslegung um eine erneute Offenlage handelt, wird 
entsprechend § 4a Abs. 3 BauGB bestimmt, dass Stellungnahmen nur zu dem ergänzten Teil 
abgegeben werden können. Der ergänzte Teil ist in dem vorliegenden Bauleitplanverfahren 
der Umweltbericht. 

Die vom Änderungsverfahren betroffenen Bereiche sind in den nachstehenden Planskizzen 
gekennzeichnet. 
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Auslegung 
Der Entwurf der 71. Flächennutzungsplanänderung, die Begründung einschließlich 
Umweltbericht, sowie die bislang vorliegenden umweltrelevanten Stellungnahmen liegen in 
der Zeit vom 

05.01.2015 bis einschließlich 05.02.2015 

im 2. Obergeschoss des Rathauses der Stadt Emmerich am Rhein, Geistmarkt 1, 46446 
Emmerich am Rhein in einem Schaukasten im Flurbereich des Fachbereiches 5 
Stadtentwicklung während folgender Dienststunden zu jedermanns Einsicht öffentlich aus: 

Montag bis Freitag 8.30 bis 12.15 Uhr 
Montag bis Mittwoch 14.00 bis 15.30 Uhr 
Donnerstag 14.00 bis 18.00 Uhr 
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Für das Planverfahren der 71. Flächennutzungsplanänderung sind folgende Arten 
umweltbezogener Informationen verfügbar: 

Art der Umweltinformation / Schutzgut Quelle 
Tiere und Pflanzen 
Tiere und Pflanzen Zustandsbewertung und Prognose 

der Auswirkungen auf das 
Schutzgut 

Umweltbericht, 
Landschaftsarchitekt Ludger 
Baumann, Kleve, Dez. 2014 

Boden 
Boden Zustandsbewertung und Prognose 

der Auswirkungen auf das 
Schutzgut 

Umweltbericht, 
Landschaftsarchitekt Ludger 
Baumann, Kleve, Dez. 2014 

Hinweis auf eine 
Abgrabungsgenehmigung für eine 
Fläche an der Reeser Straße 

Stellungnahme aus der 
Öffentlichkeitsbeteiligung 
nach § 3 Abs. 1 BauGB 

Wasser 
Wasser Zustandsbewertung und Prognose 

der Auswirkungen auf das 
Schutzgut 

Umweltbericht, 
Landschaftsarchitekt Ludger 
Baumann, Kleve, Dez. 2014 

Klima und Luft 
Klima / Luft Zustandsbewertung und Prognose 

der Auswirkungen auf das 
Schutzgut 

Umweltbericht, 
Landschaftsarchitekt Ludger 
Baumann, Kleve, Dez. 2014 

Mensch 
Mensch Zustandsbewertung und Prognose 

der Auswirkungen auf das 
Schutzgut 

Umweltbericht, 
Landschaftsarchitekt Ludger 
Baumann, Kleve, Dez. 2014 

Kulturgüter und sonstige Sachgüter 
Kulturgüter / Sachgüter Zustandsbewertung und Prognose 

der Auswirkungen auf das 
Schutzgut 

Umweltbericht, 
Landschaftsarchitekt Ludger 
Baumann, Kleve, Dez. 2014 

Bedenken gegen die Aufgabe einer 
gewerblichen 
Entwicklungsmöglichkeit 

Stellungnahme aus der 
Öffentlichkeitsbeteiligung 
nach § 3 Abs. 1 BauGB 

Landschaft 
Landschaft Zustandsbewertung und Prognose 

der Auswirkungen auf das 
Schutzgut 

Umweltbericht, 
Landschaftsarchitekt Ludger 
Baumann, Kleve, Dez. 2014 

Hinweise 
Während der Auslegung können Stellungnahmen zum Flächennutzungsplanänderungsentwurf 
schriftlich oder mündlich zur Niederschrift abgegeben werden. Nicht fristgerecht abgegebene 
Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung unberücksichtigt bleiben. 

Mit Verweis auf das Gesetz zum Schutz personenbezogener Daten (Datenschutzgesetz 
NRW) wird darauf aufmerksam gemacht, dass die Namen der Personen, die Stellungnahmen 
zur Planung abgeben, in den Vorlagen für die öffentlichen Sitzungen des Rates und der 
Ausschüsse aufgeführt werden, soweit dies von den betroffenen Personen nicht ausdrücklich 
verweigert wurde. 
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Bekanntmachungsanordnung 
Der Hinweis auf die erneute Auslegung des Änderungsentwurfes zur 71. Änderung des 
Flächennutzungsplanes wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Emmerich am Rhein, 11.12.2014 
Der Bürgermeister 

Johannes Diks 
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